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Norm

AsylG 2005 85
B-VG Art133 Abs4
FPG 861
1. AsylG 2005 § 5 heute

2. AsylG 2005 § 5 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 5 gltig von 01.01.2014 bis 11.06.2026 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 87/2012

4. AsylG 2005 § 5 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008

5. AsylG 2005 § 5 gltig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 gtiltig ab 01.01.2019zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 guiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. I Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. FPG § 61 heute

2. FPG § 61 gliltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. FPG § 61 glltig von 01.10.2022 bis 11.06.2026zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 106/2022

4. FPG § 61 gultig von 01.06.2016 bis 30.09.2022zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 24/2016

5. FPG § 61 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 70/2015

6. FPG § 61 giiltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

7. FPG § 61 gliltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 38/2011

8. FPG § 61 gtiltig von 01.01.2006 bis 30.06.2011
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W240 2339498-1/4E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Tanja FEICHTER Uber die Beschwerde von XXXX , StA.
Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 09.03.2026,

ZI. 1462226001/260150769, zu RechtDas Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Tanja FEICHTER
Uber die Beschwerde von romisch 40, StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesamtes fiir Fremdenwesen und
Asyl vom 09.03.2026, , ZI. 1462226001/260150769, zu Recht:

A)

Die Beschwerde wird gemal38 5 AsylG 2005 und 8 61 FPG 2005 als unbegriindet abgewiesen.Die Beschwerde wird
gemal Paragraph 5, AsylG 2005 und Paragraph 61, FPG 2005 als unbegriindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuladssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text
Entscheidungsgrinde:
I.  Verfahrensgang:romisch eins. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdeflihrer (in der Folge auch BF), ein afghanischer Staatsangehdriger, reiste unter Umgehung der
Grenzkontrollen in das Osterreichische Bundesgebiet ein und stellte am 06.02.2026 einen Antrag auf internationalen
Schutz in Osterreich.

Eine EURODAC-Abfrage des Beschwerdeflhrers ergab eine Treffermeldung der Kategorie 2 zu Bulgarien (illegale
Einreise am 07.01.2026) und eine Treffermeldung der Kategorie 1 zu Bulgarien (Asylantragstellung am 23.01.2026).

Im Verlauf der Erstbefragung durch Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes am 06.02.2026 vor den Beamten der
zustandigen Polizeiinspektion gab der BF an, von 2022 bis 2025 in Pakistan gelebt zu haben und schlieBlich Gber den
Iran, die Tirkei, Bulgarien und Serbien nach Osterreich gereist zu sein. In Bulgarien habe der BF Behérdenkontakt
gehabt, beim Ubertreten der Grenze sei er von der Polizei 3 Stunden im Regen festgehalten und geschlagen worden
und es waren ihm seine Fingerabdricke abgenommen worden. Asylantrag hatte er keinen gestellt. Er habe sich rund
20 Tage in Bulgarien aufgehalten. Sein Heimatland habe er verlassen, weil er dort als XXXX gearbeitet habe und sein
Leben deshalb dort in Gefahr gewesen ware. In Bulgarien habe er Schwierigkeiten erlebt und wolle nicht zurtck.
Familienangehérige seien in Osterreich nicht aufhéltig und auch nicht in einem EU-Staat mit Status.Im Verlauf der
Erstbefragung durch Organe des &ffentlichen Sicherheitsdienstes am 06.02.2026 vor den Beamten der zustandigen
Polizeiinspektion gab der BF an, von 2022 bis 2025 in Pakistan gelebt zu haben und schlie3lich Gber den Iran, die
Turkei, Bulgarien und Serbien nach Osterreich gereist zu sein. In Bulgarien habe der BF Behérdenkontakt gehabt, beim
Ubertreten der Grenze sei er von der Polizei 3 Stunden im Regen festgehalten und geschlagen worden und es waren
ihm seine Fingerabdricke abgenommen worden. Asylantrag hatte er keinen gestellt. Er habe sich rund 20 Tage in
Bulgarien aufgehalten. Sein Heimatland habe er verlassen, weil er dort als rémisch 40 gearbeitet habe und sein Leben
deshalb dort in Gefahr gewesen ware. In Bulgarien habe er Schwierigkeiten erlebt und wolle nicht zurick.
Familienangehérige seien in Osterreich nicht aufhaltig und auch nicht in einem EU-Staat mit Status.

Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl richtete am 24.02.2026 ein auf

Art. 18 Abs. 1 lit. b der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 (in Folge: Dublin Ill-VO) gestltztes Wiederaufnahmegesuch an
Bulgarien. Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl richtete am 24.02.2026 ein auf, Artikel 18, Absatz eins, Litera b,
der Verordnung (EU) Nr. 604 aus 2013, (in Folge: Dublin [1I-VO) gestutztes Wiederaufnahmegesuch an Bulgarien.

Mit Schreiben vom 26.02.2026 stimmte Bulgarien dem Wiederaufnahmegesuch nach
Art. 18 Abs. 1 lit. b Dublin 1lI-VO zu.Mit Schreiben vom 26.02.2026 stimmte Bulgarien dem Wiederaufnahmegesuch
nach , Artikel 18, Absatz eins, Litera b, Dublin [lI-VO zu.

Am 05.03.2026 erfolgte die niederschriftliche Einvernahme des Beschwerdeflihrers vor dem Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl. Er tdtigte insbesondere folgende Angaben:


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/61

ulees)
LA: Fihlen Sie sich geistig und kérperlich in der Lage, die Einvernahme durchzufiihren?,(...), LA: FUhlen Sie sich geistig
und koérperlich in der Lage, die Einvernahme durchzufiuhren?

VP: Ja.

Sie sind Staatsangehoriger von Afghanistan, lhre Muttersprache ist Paschtu, Sie sind verheiratet und Sie haben 4
Kinder. Ist das richtig?

VP: Ja, aber ich bin der Vater von 5 Kinder, vor kurzem ist mein flinftes Kind geboren.
LA: Besitzen Sie Dokumente, die lhre Identitat bestatigen?

VP: Ja, ich habe eine Kopie einer Tazkira und mit Ubersetzung. Weiters lege ich eine Bestatigung vor, dass ich XXXX war.
(Kopien beim Akt) VP: Ja, ich habe eine Kopie einer Tazkira und mit Ubersetzung. Weiters lege ich eine Bestatigung vor,
dass ich romisch 40 war. (Kopien beim Akt)

LA: Sind die Angaben, die Sie im Rahmen der Erstbefragung am 06.02.2026 vor einem Organ des o&ffentlichen
Sicherheitsdienstes bezlglich ihrer Ausreisegriinde gemacht haben, richtig?

VP: Eine Sache wadre, die ich ausbessern lassen will, im September 2021 ist meine Familie mit mir nach Pakistan
ausgereist. Mein dltester Sohn ist nicht 10 Jahre sondern 8 Jahre alt. Jedes Kind ware 2 Jahre jlunger als
niedergeschrieben.

LA: Entsprechen vor allem jene Angaben, die Sie Uber lhre Reiseroute abgegeben haben, der Wahrheit?
VP: Ja.

LA: Sie sind demnach von ihrem Heimatland aus Uber Pakistan, den Iran und die Turkei nach Bulgarien gereist, ist das
richtig?

VP: Ich bin am 11. Oktober 2025 aus Pakistan ausgereist. Meine Ehefrau und meine Kinder sind noch in Pakistan und
die restliche Familie ist zurlick nach Afghanistan. Mein Nachname lautet XXXX , ich habe gedacht, ich werde nach
meinem Stamm gefragt. VP: Ich bin am 11. Oktober 2025 aus Pakistan ausgereist. Meine Ehefrau und meine Kinder
sind noch in Pakistan und die restliche Familie ist zurlick nach Afghanistan. Mein Nachname lautet rémisch 40, ich
habe gedacht, ich werde nach meinem Stamm gefragt.

LA: Was kdnnen Sie Uber ihren Aufenthalt in Bulgarien sagen?

VP: Ich moéchte nur sagen, dass das Verhalten der Bulgaren nicht in Ordnung war, sie sind nicht so mit mir
umgegangen, wie man hier mit mir umgegangen ist. Mein Reiseziel war nie Bulgarien, sondern Osterreich. Ich befand
mich zunachst in einem geschlossenen Camp. Ich hatte sehr starke Zahnschmerzen gehabt, das Zahnfleisch war
vermutlich unter Eiter, ich hatte sehr strake Schmerzen, ich bin 4-mal zum Arzt gegangen, das Mittel hat aber nicht
geholfen. Das Verhalten war nicht in Ordnung, deshalb bin ich dann auch weitergereist.

LA: Sie haben bei der Polizei angegeben, dass man Sie geschlagen hatte?

VP: Ja, als wir aufgegriffen wurden, wurden wir geschlagen und haben dann ganze 2 Stunden im Regen aushalten
mussen, bis einer onnmaéchtig geworden ist. Bei den Fingerabdricken haben sie uns gezwungen, das wollten wir nicht,
sie aber haben uns dazu gezwungen. Wir waren zundchst im geschlossenen Camp, dann erst spater im offenen Camp.

LA: Haben Sie sich beim Aufgriff gewehrt oder sind Sie davongelaufen?

VP: Nein, das habe ich nicht versucht, sie sind direkt gekommen und beim Aufgriff haben sie angefangen, auf uns
loszugehen und auf uns zu schlagen.

LA: Wer hat Sie geschlagen?

VP: Das war die bulgarische Polizei.

LA: Was war der Grund, dass man Sie grundlos geschlagen hatte.
VP: Das weil3 ich nicht.

LA: Haben Sie in Bulgarien einen Asylantrag gestellt?

VP: Nein.

Vorhalt: Aufgrund der Kennzahl des Eurodac-Treffers zu Bulgarien und der Antwort der bulgarischen Behdérden steht
aber fest, dass Sie dort einen Asylantrag gestellt haben und dieser gepruft wird, was sagen Sie dazu?



VP: Zu den Fingerabdricken wurde ich gezwungen.
LA: Haben Sie Angehérige oder sonstige Verwandte in Osterreich?
VP: Nein.

Auf Grund der Dublin Ill-Verordnung der Europdischen Union ist fir die Bearbeitung lhres Asylantrages Bulgarien
zustandig. Durch die Zustimmung des Staates Bulgarien, wird Ihr Asylantrag in Osterreich als fiir nicht zuléssig
zuriickgewiesen und es wird beabsichtigt Sie aus Osterreich auszuweisen.

Dazu wird ihnen mitgeteilt, dass Sie eine Verfahrensanordnung gem. § 29 Asylgesetz 2005 und gem. § 52 a 2 BVA-VG
erhalten haben. Dazu wird ihnen mitgeteilt, dass Sie eine Verfahrensanordnung gem. Paragraph 29, Asylgesetz 2005
und gem. Paragraph 52, a 2 BVA-VG erhalten haben.

LA: Wollen Sie nun konkrete Griinde nennen, die dem entgegenstehen?
VP: Ich will auf keinen Fall nach Bulgarien zuriick, mein Ziel war Osterreich.
(..)"

2. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 09.03.2026 wurde der Antrag des Beschwerdefiihrers auf internationalen
Schutz ohne in die Sache einzutreten gemal}

§ 5 Abs. 1 AsylG 2005 als unzulassig zurtckgewiesen und ausgesprochen, dass Bulgarien fur die Prifung des Antrages
gemal’ Art. 18 Abs. 1 lit. b Dublin I1I-VO zustandig sei (Spruchpunkt I.). Gleichzeitig wurde gegen den Beschwerdefihrer
gemalR § 61 Abs. 1 Z 1 FPG 2005 die Auf3erlandesbringung angeordnet und festgestellt, dass demzufolge eine
Abschiebung nach Bulgarien gemaR 8 61 Abs. 2 FPG 2005 zulassig sei (Spruchpunkt I1.).2. Mit dem angefochtenen
Bescheid vom 09.03.2026 wurde der Antrag des Beschwerdefiihrers auf internationalen Schutz ohne in die Sache
einzutreten gemal , Paragraph 5, Absatz eins, AsylG 2005 als unzuldssig zurtickgewiesen und ausgesprochen, dass
Bulgarien fur die Prifung des Antrages gemald Artikel 18, Absatz eins, Litera b, Dublin 111-VO zustandig sei (Spruchpunkt
rémisch eins.). Gleichzeitig wurde gegen den BeschwerdefUhrer gemal3 Paragraph 61, Absatz eins, Ziffer eins, FPG
2005 die Aul3erlandesbringung angeordnet und festgestellt, dass demzufolge eine Abschiebung nach Bulgarien gemaf3
Paragraph 61, Absatz 2, FPG 2005 zulassig sei (Spruchpunkt rémisch zwei.).

Die Sachverhaltsfeststellungen zur Lage in Bulgarien wurde im angefochtenen Bescheid im Wesentlichen
folgendermaRen zusammengefasst (unkorrigiert und gekirzt durch das Bundesverwaltungsgericht):

+Allgemeines zum Asylverfahren

Zustandig fur das erstinstanzliche Asylverfahren (Registrierung und Bearbeitung der Antrage, Unterbringung der
Asylwerber, Dublin-Verfahren und COlI) ist die Staatliche Agentur fir Flichtlinge beim Ministerrat (State Agency for
Refugees with the Council of Ministers, SAREF) (SAREF 2023).

Far fremdenpolizeiliche Belange (u.a. legale Migration, permanente Aufenthaltsgenehmigung, Staatenlose,
Staatsbulrgerschaftsvergabe, Aufenthalt zur Arbeitsaufnahme, Bekdampfung der illegalen Migration, Kontrolle des
legalen Aufenthalts im Inland, Identifizierung, Zwangsmalinahmen, Rickkehrverfahren) ist die Direktion Migration
(MD) des Innenministeriums zustandig. Auch Rickkehrentscheidungen werden nicht durch SAREF getroffen, sondern
durch die MD, die Direktion der nationalen Polizei oder die Direktion der Grenzpolizei (STDOK 18.4.2023).

Es existiert ein rechtsstaatliches Asylverfahren mit gerichtlicher Beschwerdemdglichkeit (BHC/ECRE 1.3.2025).
Quelle: (BHC/ECRE 1.3.2025)

Das regulare Verfahren beginnt mit dem Asylantrag, entweder bei SAREF direkt (Registrierung des Antrags innerhalb
von drei Tagen) oder vor einer anderen Behdrde (Registrierung des Antrags innerhalb von sechs Tagen). Nach der
Registrierung wird der Antragsteller einer Befragung unterzogen. Die Entscheidung soll binnen sechs Monaten erfolgen
(verlangerbar auf max. 21 Monate). Die Rechtsmittelfrist betrégt 14 Tage und es gibt zwei Beschwerdeinstanzen. Im
beschleunigten Verfahren werden offensichtlich unbegrindete Asylantrage behandelt. Eine Entscheidung soll binnen
14 Tagen ab Registrierung erfolgen, ansonsten ist der Antrag im reguldren Verfahren zu behandeln. Die
Rechtsmittelfrist betrdgt sieben Tage. Ein Folgeantrag wird zuerst binnen 14 Tagen auf Zuldssigkeit geprift. Die
Rechtsmittelfrist betragt auch hier sieben Tage (BHC/ECRE 1.3.2025; vgl. SAREF 2023).Das reguldre Verfahren beginnt
mit dem Asylantrag, entweder bei SAREF direkt (Registrierung des Antrags innerhalb von drei Tagen) oder vor einer
anderen Behdrde (Registrierung des Antrags innerhalb von sechs Tagen). Nach der Registrierung wird der Antragsteller
einer Befragung unterzogen. Die Entscheidung soll binnen sechs Monaten erfolgen (verlangerbar auf max. 21 Monate).


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/61
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/61

Die Rechtsmittelfrist betragt 14 Tage und es gibt zwei Beschwerdeinstanzen. Im beschleunigten Verfahren werden
offensichtlich unbegriindete Asylantrage behandelt. Eine Entscheidung soll binnen 14 Tagen ab Registrierung erfolgen,
ansonsten ist der Antrag im reguldren Verfahren zu behandeln. Die Rechtsmittelfrist betragt sieben Tage. Ein
Folgeantrag wird zuerst binnen 14 Tagen auf Zuldssigkeit geprift. Die Rechtsmittelfrist betrégt auch hier sieben Tage
(BHC/ECRE 1.3.2025; vergleiche SAREF 2023).

Ablauf des regularen Verfahrens (Kurzdarstellung):

Quelle: BMI 28.4.2023

Ablauf des beschleunigten Verfahrens (Kurzdarstellung):

Quelle: BMI 28.4.2023

Laut bulgarischer Gesetzgebung wird das beschleunigte Verfahren nur durchgefiihrt, wenn die im Gesetz
vorgesehenen Voraussetzungen (Art. 13, Abs. 1 Asyl- und Fluchtlingsgesetz) erfillt sind (der Antrag ist kein Antrag auf
internationalen Schutz; die vorgebrachten Grunde sind nicht ausreichend; es wird versucht, die Behdrde betreffend
Fluchtgeschichte, Identitat oder Schutzbedarf zu tduschen; es wird versucht, durch den Asylantrag z. B. eine
Aul3erlandesbringung zu verhindern; es fehlt der Bedarf fir internationalen Schutz wegen der ruhigen Lage im
Herkunfts-oder Drittstaat). Das Gesetz erfordert, dass im beschleunigten Verfahren im Voraus festzustellen ist, dass
keine Griinde fur die Zuerkennung eines Schutztitels vorliegen, bevor er als offensichtlich unbegriindet abgelehnt
werden kann. Es ist unzuldssig, die Ablehnung des Antrags im beschleunigten Verfahren nur auf einen spezifischen
Grund zu stutzen. Es ist verpflichtend, dass die Behérde den Antrag, im Kontext der allgemeinen Grundlagen fur die
Gewahrung einer der beiden Formen des internationalen Schutzes, geprift hat und dessen Notwendigkeit
grundsatzlich ablehnt. Im Rahmen des beschleunigten Verfahrens gelten samtliche Verfahrensgarantien. Dennoch ist
es auf unbegleitete Minderjahrige nicht anwendbar. Fir die Unterbringung gelten laut Auskunft von SAREF auch im
beschleunigten Verfahren die Ublichen gesetzlichen Bestimmungen (VB Sofia/SAREF 7.8.2023).Laut bulgarischer
Gesetzgebung wird das beschleunigte Verfahren nur durchgefihrt, wenn die im Gesetz vorgesehenen
Voraussetzungen (Artikel 13,, Absatz eins, Asyl- und Flichtlingsgesetz) erflllt sind (der Antrag ist kein Antrag auf
internationalen Schutz; die vorgebrachten Grunde sind nicht ausreichend; es wird versucht, die Behorde betreffend
Fluchtgeschichte, Identitat oder Schutzbedarf zu tduschen; es wird versucht, durch den Asylantrag z. B. eine
AuBerlandesbringung zu verhindern; es fehlt der Bedarf fUr internationalen Schutz wegen der ruhigen Lage im
Herkunfts-oder Drittstaat). Das Gesetz erfordert, dass im beschleunigten Verfahren im Voraus festzustellen ist, dass
keine Griinde fur die Zuerkennung eines Schutztitels vorliegen, bevor er als offensichtlich unbegriindet abgelehnt
werden kann. Es ist unzul3ssig, die Ablehnung des Antrags im beschleunigten Verfahren nur auf einen spezifischen
Grund zu stutzen. Es ist verpflichtend, dass die Behdrde den Antrag, im Kontext der allgemeinen Grundlagen fir die
Gewahrung einer der beiden Formen des internationalen Schutzes, geprift hat und dessen Notwendigkeit
grundsatzlich ablehnt. Im Rahmen des beschleunigten Verfahrens gelten samtliche Verfahrensgarantien. Dennoch ist
es auf unbegleitete Minderjahrige nicht anwendbar. Fir die Unterbringung gelten laut Auskunft von SAREF auch im
beschleunigten Verfahren die tblichen gesetzlichen Bestimmungen (VB Sofia/SAREF 7.8.2023).

Laut Asyl - und Fllichtlingsgesetz (Art. 23 Abs. 2) haben Personen, die in Bulgarien internationalen Schutz suchen,
Anspruch auf den Erhalt von Rechtshilfe gemal3 geltendem Rechtshilfegesetz, das in Art. 22 Abs. 2 vorsieht, dass
Personen, die internationalen Schutz suchen oder diesen bereits erhalten haben oder aber Fremde, die temporaren
Schutz genieBBen, Anspruch auf kostenlose Rechtshilfe betreffend Beratung und Vorbereitung vor einem Verfahren,
sowie betreffend Vertretung in aulergerichtlichen Verfahren (Vertretung im Verwaltungsstrafverfahren, im Verfahren
Uber die Ausstellung eines individuellen Verwaltungsaktes, im Verfahren Uber die Anfechtung eines individuellen
Verwaltungsaktes, im Schiedsgerichtsverfahren und im Mediationsverfahren) haben. In Art. 29 Abs. 1 des Asyl - und
Fliichtlingsgesetzes wird festgehalten, dass im Verfahren der Fremde das Recht auf einen Ubersetzer oder Dolmetscher
hat (VB Sofia/ SAREF 16.9.2023).Laut Asyl - und Fluchtlingsgesetz (Artikel 23, Absatz 2,) haben Personen, die in
Bulgarien internationalen Schutz suchen, Anspruch auf den Erhalt von Rechtshilfe gemaf3 geltendem Rechtshilfegesetz,
das in Artikel 22, Absatz 2, vorsieht, dass Personen, die internationalen Schutz suchen oder diesen bereits erhalten
haben oder aber Fremde, die temporaren Schutz genielRen, Anspruch auf kostenlose Rechtshilfe betreffend Beratung
und Vorbereitung vor einem Verfahren, sowie betreffend Vertretung in aullergerichtlichen Verfahren (Vertretung im
Verwaltungsstrafverfahren, im Verfahren tber die Ausstellung eines individuellen Verwaltungsaktes, im Verfahren tber



die Anfechtung eines individuellen Verwaltungsaktes, im Schiedsgerichtsverfahren und im Mediationsverfahren)
haben. In Artikel 29, Absatz eins, des Asyl - und Fliichtlingsgesetzes wird festgehalten, dass im Verfahren der Fremde
das Recht auf einen Ubersetzer oder Dolmetscher hat (VB Sofia/ SAREF 16.9.2023).

Gemall den Bestimmungen des Art. 67 Abs. 1, Asyl - und Flichtlingsgesetz werden die administrativen
Zwangsmalinahmen Entziehung des Aufenthaltsrechts, Ruckkehr, Ausweisung und Einreiseverbot bis zur
rechtskraftigen Beendigung des Verfahrens nicht vollstreckt. Laut Art. 2 werden die administrativen
Zwangsmalinahmen nach Abs. 1 aufgehoben, wenn dem Fremden Asyl oder internationaler Schutz gewahrt wurde.
Abs. 3 sieht vor, dass Absatz 1 und Absatz 2 nicht angewendet werden, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass der
Schutzsuchende oder Schutzberechtigte eine Gefahr fur die nationale Sicherheit darstellt oder schon einmal
rechtskraftig wegen der Begehung eines schweren Verbrechens verurteilt wurde, welches eine Gefahr fur die
Gesellschaft darstellt. Laut Auskunft der bulgarischen Asylbehdrde SAREF wird daher, unter Bedachtnahme auf das
Obige, bei einem Asylverfahren die bereits verhangte administrative Malinahme Ruckkehr bis zur Beendigung des
Verfahrens mit einem rechtskraftigen Bescheid nicht vollstreckt. Das gilt auch fir das beschleunigte Verfahren (VB
Sofia/SAREF 16.9.2023).Gemal’ den Bestimmungen des Artikel 67, Absatz eins,, Asyl - und Fllchtlingsgesetz werden die
administrativen ZwangsmaBnahmen Entziehung des Aufenthaltsrechts, Rickkehr, Ausweisung und Einreiseverbot bis
zur rechtskraftigen Beendigung des Verfahrens nicht vollstreckt. Laut Artikel 2, werden die administrativen
Zwangsmalinahmen nach Absatz eins, aufgehoben, wenn dem Fremden Asyl oder internationaler Schutz gewahrt
wurde. Absatz 3, sieht vor, dass Absatz 1 und Absatz 2 nicht angewendet werden, wenn Grund zu der Annahme
besteht, dass der Schutzsuchende oder Schutzberechtigte eine Gefahr fiir die nationale Sicherheit darstellt oder schon
einmal rechtskraftig wegen der Begehung eines schweren Verbrechens verurteilt wurde, welches eine Gefahr fur die
Gesellschaft darstellt. Laut Auskunft der bulgarischen Asylbehérde SAREF wird daher, unter Bedachtnahme auf das
Obige, bei einem Asylverfahren die bereits verhangte administrative Malinahme Ruckkehr bis zur Beendigung des
Verfahrens mit einem rechtskraftigen Bescheid nicht vollstreckt. Das gilt auch fur das beschleunigte Verfahren (VB
Sofia/SAREF 16.9.2023).

Bulgarien kennt folgende Schutzformen: Asyl (ist ein politisch durch den Prasidenten vergebener Schutztitel),
internationaler Schutz (1. Flichtlingsstatus und 2. subsididrer Schutz) und temporarer Schutz (wird durch den
Ministerrat bei aulRergewdhnlichen Ereignissen vergeben) (SAREF 2023).

Im Jahr 2024 registrierte SAREF 12.250 Asylantrage, davon 2.601 von unbegleiteten Minderjahrigen (UNHCR 4.2025). Im
selben Jahr wurden von SAREF Asylentscheidungen zu 18.301 Antragstellern getroffen. 56 erhielten internationalen
Schutz, 4.894 erhielten subsididaren Schutz und 3.141 wurden abgelehnt (davon 1.525 im beschleunigten Verfahren). Es
wurden 7.299 Entscheidungen betreffend Einstellung des Verfahrens getroffen, hauptsachlich weil sich die
Antragsteller dem Verfahren entzogen haben. Ein Verfahren dauerte durchschnittlich vier bis sechs Monate. Es wurden
Verbesserungen der Qualitatsstandards im Verfahren beobachtet (BHC/ECRE 1.3.2025; vgl. UNHCR 4.2025). Die
Ublichen Grinde, das Asylverfahren in Bulgarien abzubrechen, waren niedrige Anerkennungsquoten fur bestimmte
Nationalitaten, schlechte Aufnahmebedingungen, fehlende Integrationsmdglichkeiten, aber vor allem von vornherein
feststehende Plane, andere EU-Lander zu erreichen (BHC/ECRE 1.3.2025).Im Jahr 2024 registrierte SAREF 12.250
Asylantrage, davon 2.601 von unbegleiteten Minderjahrigen (UNHCR 4.2025). Im selben Jahr wurden von SAREF
Asylentscheidungen zu 18.301 Antragstellern getroffen. 56 erhielten internationalen Schutz, 4.894 erhielten
subsididaren Schutz und 3.141 wurden abgelehnt (davon 1.525 im beschleunigten Verfahren). Es wurden 7.299
Entscheidungen betreffend Einstellung des Verfahrens getroffen, hauptsachlich weil sich die Antragsteller dem
Verfahren entzogen haben. Ein Verfahren dauerte durchschnittlich vier bis sechs Monate. Es wurden Verbesserungen
der Qualitatsstandards im Verfahren beobachtet (BHC/ECRE 1.3.2025; vergleiche UNHCR 4.2025). Die Ublichen Griinde,
das Asylverfahren in Bulgarien abzubrechen, waren niedrige Anerkennungsquoten fiir bestimmte Nationalitaten,
schlechte Aufnahmebedingungen, fehlende Integrationsmoglichkeiten, aber vor allem von vornherein feststehende
Plane, andere EU-Lander zu erreichen (BHC/ECRE 1.3.2025).

2025 gab es bis Stand 31. Juli 2.080 Asylantrage, darunter 285 unbegleitete Minderjahrige. Im selben Zeitraum wurden
5.122 Entscheidungen getroffen: Asylstatus: 51; subsidiarer Schutz: 723; Ablehnung: 2.507; Verfahren eingestellt: 1.841
(VB Sofia 1.9.2025).

Wenn sich ein Antragsteller dem Verfahren entzieht, ergeht eine Entscheidung in Abwesenheit. Alle anderen erhalten
die Entscheidung personlich. Viele legen ein Rechtsmittel ein. Im letzteren Fall bleiben sie im Zentrum. Erst wenn eine
abschlieBende Entscheidung vorliegt, werden sie der Direktion Migration zur Schubhaft Gbergeben (STDOK 18.4.2023).

Quellen



? BHC/ECRE - Bulgarian Helsinki Committee (Autor), European Council on Refugees and Exiles (Herausgeber)
(1.3.2025): Country Report: Bulgaria; Update on 2024, https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2025/03/AIDA-
BG_2024-update.pdf, Zugriff 29.7.2025

? BMI - Bundesministerium fir Inneres [Osterreich] (28.4.2023): Bericht zum Study Visit Bulgarien 13.-15.3.2023

? SAREF - Staatliche Agentur fur Flichtlinge beim Ministerrat (2023): Prasentation: General Overview of the
Bulgarian Asylum System (prasentiert im Zuge des Study Visit Bulgarien 13.-15.3.2023 von BMI und BFA)

? STDOK - Staatendokumentation des Bundesamts fir Fremdenwesen und Asyl [Osterreich] (18.4.2023): Protokoll
Study Visit Bulgarien 13.-15.3.2023

? UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees (4.2025): Submission by the United Nations High
Commissioner for Refugees; For the Office of the High Commissioner for Human Rights' Compilation Report; Universal
Periodic Review: Fourth Cycle, 50th Session; Bulgaria,
https://www.ecoi.net/en/file/local/2127926/bulgaria_unhcr_submission_for_upr_50th_session.pdf, Zugriff 28.8.2025

? VB Sofia - Verbindungbeamter des BMI in Bulgarien [Osterreich] (1.9.2025): Auskunft des VB-Biiros

? VB Sofia/SAREF - Verbindungbeamter des BMI in Bulgarien [Osterreich] (Herausgeber), Staatliche Agentur fur
Fluchtlinge beim Ministerrat (Autor) (16.9.2023): Auskunft Staatliche Agentur fur Flichtlinge beim Ministerrat (SAREF)
[Asylbehérde, Bulgarien]; vom BFA beauftragte Ubersetzung des Gerichtsdolmetschers

? VB Sofia/SAREF - Verbindungbeamter des BMI in Bulgarien [Osterreich] (Herausgeber), Staatliche Agentur fir
Flichtlinge beim Ministerrat (Autor) (7.8.2023): Auskunft Staatliche Agentur fir Flichtlinge beim Ministerrat (SAREF)
[Asylbehérde, Bulgarien]; Arbeitsiibersetzung des VB-Biros, sowie vom BFA beauftragte Ubersetzung des
Gerichtsdolmetschers

Dublin-Rickkehrer

Dublin-Ruckkehrer aus anderen Mitgliedstaaten werden prinzipiell am Zugang zum bulgarischen Hoheitsgebiet nicht
gehindert. Die Wiederaufnahme eines Asylverfahrens flr Dublin-Rickkehrer ist laut Asylgesetz obligatorisch, so ihnen
nicht in Abwesenheit eine inhaltlich negative Entscheidung zugestellt wurde. Dies wird in der Praxis auch umgesetzt
und Dublin-Ruckkehrer, deren Verfahren schlicht eingestellt wurden, nachdem sie sich demselben entzogen hatten,
haben prinzipiell keine Schwierigkeiten ihre Verfahren wieder aufnehmen zu lassen (BHC/ECRE 1.3.2025).

Vor der Ankunft der Dublin-Ruckkehrer informiert SAREF die Grenzpolizei Uber die erwartete Ankunft und gibt an, ob
der Uberstellte in ein Aufnahmezentrum oder in eine Schubhafteinrichtung tiberstellt werden soll. Diese Entscheidung
hangt davon ab, in welcher Phase sich das Asylverfahren des Dublin-Rickkehrers befindet (BHC/ECRE 1.3.2025; vgl.
STDOK 18.4.2023). (Siehe dazu auch Versorgung / Dublin-Rickkehrer, Anm.):Vor der Ankunft der Dublin-Rickkehrer
informiert SAREF die Grenzpolizei Giber die erwartete Ankunft und gibt an, ob der Uberstellte in ein Aufnahmezentrum
oder in eine Schubhafteinrichtung Uberstellt werden soll. Diese Entscheidung hangt davon ab, in welcher Phase sich
das Asylverfahren des Dublin-Ruckkehrers befindet (BHC/ECRE 1.3.2025; vergleiche STDOK 18.4.2023). (Siehe dazu
auch Versorgung / Dublin-Rickkehrer, Anm.):

? Wenn das Asylverfahren des Ruickkehrers in Bulgarien noch lauft, wird dieser in ein Zentrum von SAREF verlegt
(BHC/ECRE 1.3.2025).

? Dublin-Ruckkehrer, deren Verfahren schlicht eingestellt wurden, nachdem sie sich demselben entzogen hatten,
haben prinzipiell keine Schwierigkeiten ihre Verfahren wieder aufnehmen zu lassen. Ein eingestelltes Verfahren ohne
inhaltliche Entscheidung kann wieder aufgenommen werden (BHC/ECRE 1.3.2025). Die Prifung des Antrags wird in
dem Stadium wieder aufgenommen, in dem das Verfahren abgebrochen wurde (EUAA/SAREF 20.4.2023).

? Bei einem take charge-Request wird das Asylverfahren ab der Registrierung des Antragstellers eingeleitet. Ein
Antrag kann am Flughafen oder in einer Unterbringungseinrichtung von SAREF oder vor jeder anderen Behérde
gestellt werden (EUAA/SAREF 20.4.2023).

? Wenn das Asylverfahren des Rickkehrers in Bulgarien inhaltlich abgelehnt wurde (bevor oder nachdem dieser
das Land verlassen hat) und die Entscheidung in Abwesenheit rechtskraftig wurde (dies ist zulassig, wenn ein Interview
stattgefunden hat), wird der Rickkehrer in ein Schubhaftzentrum verlegt (Busmantsi oder Lyubimets) (BHC/ECRE
1.3.2025; vgl. STDOK 18.4.2023), da er dann als irreguldrer Migrant betrachtet wird (STDOK 18.4.2023). Im Falle einer
inhaltlichen Ablehnung und Zustellung in Abwesenheit kann er einen neuen Asylantrag stellen, welcher als Folgeantrag
gilt, Uber welchen SAREF informiert wird und diesen auf Zulassigkeit pruft (STDOK 18.4.2023).? Wenn das Asylverfahren



des Ruckkehrers in Bulgarien inhaltlich abgelehnt wurde (bevor oder nachdem dieser das Land verlassen hat) und die
Entscheidung in Abwesenheit rechtskraftig wurde (dies ist zuldssig, wenn ein Interview stattgefunden hat), wird der
Ruckkehrer in ein Schubhaftzentrum verlegt (Busmantsi oder Lyubimets) (BHC/ECRE 1.3.2025; vergleiche STDOK
18.4.2023), da er dann als irreguldrer Migrant betrachtet wird (STDOK 18.4.2023). Im Falle einer inhaltlichen Ablehnung
und Zustellung in Abwesenheit kann er einen neuen Asylantrag stellen, welcher als Folgeantrag gilt, Uber welchen
SAREF informiert wird und diesen auf Zulassigkeit prift (STDOK 18.4.2023).

Uberblick Dublin-Requests an Bulgarien, gegeniiber tatsachlich durchgefiihrten Uberstellungen 2015-2024:

BHC/ECRE 1.3.2025

Im Jahr 2024 haben Gerichte verschiedener européischer Lander Dublin-Uberstellungen nach Bulgarien bestétigt. Im
Falle vulnerabler Beschwerdeflihrer kam es jedoch zu Aufhebungen oder es wurden individuelle Garantien gefordert
(BHC/ECRE 1.3.2025).

Quellen

? BHC/ECRE - Bulgarian Helsinki Committee (Autor), European Council on Refugees and Exiles (Herausgeber)
(1.3.2025): Country Report: Bulgaria; Update on 2024, https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2025/03/AIDA-
BG_2024-update.pdf, Zugriff 29.7.2025

? EUAA/SAREF - European Union Agency for Asylum (Herausgeber), Staatliche Agentur fir Flichtlinge beim
Ministerrat (Autor) (20.4.2023): Information on procedural elements and rights of applicants subject to a Dublin
transfer to Bulgaria, https://euaa.europa.eu/sites/default/files/2023-04/factsheet_dublin_transfers_bg.pdf, Zugriff
22.8.2025

? STDOK - Staatendokumentation des Bundesamts fur Fremdenwesen und Asyl [Osterreich] (18.4.2023): Protokoll
Study Visit Bulgarien 13.-15.3.2023

Non-Refoulement

Bulgarien beschloss am 3. April 2024 eine Liste sicherer Herkunfts- und sicherer Drittstaaten. Die bulgarischen Gesetze
definieren ein sicheres Herkunftsland als einen Staat, in dem die etablierte Rechtsstaatlichkeit und deren Einhaltung
im Rahmen eines demokratischen Systems der 6ffentlichen Ordnung keine Verfolgung oder Verfolgungshandlungen
zulassen und in dem keine Gefahr von Gewalt in einer Situation eines innerstaatlichen oder internationalen
bewaffneten Konflikts besteht. Dieses Konzept gilt als einer der Griinde fir die Ablehnung eines Asylantrags als
offensichtlich unbegriindet im beschleunigten Verfahren. Als sichere Herkunftsstaaten gelten: Kuba, Bangladesch,
Pakistan, Indien, Algerien, Marokko, Tunesien, Tansania, Ghana, Senegal, Jordanien, Kasachstan, Aserbaidschan,
Armenien, Georgien, Turkei, Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kosovo, Serbien, Montenegro und Nordmazedonien
(BHC/ECRE 1.3.2025).

Ein sicherer Drittstaat wird gemal3 bulgarischem Gesetz definiert als ein Land, das nicht das Herkunftsland ist; in dem
sich der um internationalen Schutz ersuchende Auslander aufgehalten hat und in dem er keinen Grund hat, aus den
Konventionsgrinden Verfolgung zu befiirchten; wo er gegen die Zurlckweisung in das Hoheitsgebiet eines Landes
geschutzt ist, in dem die Voraussetzungen fur Verfolgung und Gefahrdung seiner Rechte bestehen
(Refoulementschutz), wo ihm keine Verfolgung oder ernsthafter Schaden, wie Folter, unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung oder Strafe drohen; wo er die Mdglichkeit hat, die Zuerkennung der Flichtlingseigenschaft
zu beantragen und in Anspruch zu nehmen; und wo hinreichende Grinde fur die Annahme bestehen, dass dem
Auslander der Zugang zum Hoheitsgebiet des betreffenden Staates gestattet wird. Das Konzept des sicheren
Drittstaates wurde erstmals im Jahr 2020 als Unzuldssigkeitsgrund eingefuhrt und wird im beschleunigten Verfahren
als Grund fir die Ablehnung des Antrags als offensichtlich unbegriindet betrachtet. Das Gesetz verlangt derzeit eine
detailliertere Untersuchung, damit ein Land im Einzelfall als sicherer Drittstaat eingestuft werden kann, einschlief3lich
der Feststellung, dass es den Antragsteller aufnimmt. Auch kann das Konzept des sicheren Drittstaates nicht als
alleiniger Grund dafur herangezogen werden, den Antrag als offensichtlich unbegriindet zu betrachten, es sei denn, es
besteht eine Verbindung zwischen dem Antragsteller und dem betreffenden Drittstaat, aufgrund derer es flr diese
Person zumutbar ware, in diesen Staat zu reisen. Da das Konzept in friheren Jahren in der Praxis kaum angewandt

wurde, sind nur begrenzt Erfahrungen vorhanden. Grundsatzlich beziehen sich Ablehnungen auf der Grundlage des



Konzeptes des sicheren Drittstaates auf Lander, in denen der Antragsteller vor seiner Ausreise langere Zeit gelebt oder
gewohnt hat. Transit oder kurze Aufenthalte in Landern werden nicht als ausreichend fur die Annahme der
Drittstaatssicherheit betrachtet. Als sichere Drittstaaten gelten: Bangladesch, Iran und Turkei (BHC/ECRE 1.3.2025).

Es gibt Berichte Uber sogenannte Pushbacks Asylsuchender entlang der Grenze zur Turkei. Der nationale
Uberwachungsmechanismus hat 3.548 angebliche Pushbacks registriert, von denen 43.282 Personen betroffen waren,
was einem Ruckgang um 75 % gegenlUber dem Vorjahr entspricht. Die bulgarischen Behorden gaben an, 2024 die
irreguldre Einreise von 52.534 Personen verhindert zu haben. Laut bulgarischem Innenministerium handelt es sich
dabei um irreguldre Migranten, die vor der Einreise nach Bulgarien von sich aus beschlossen hatten, umzukehren
(BHC/ECRE 1.3.2025; vgl. UNHCR 4.2025).Es gibt Berichte Uber sogenannte Pushbacks Asylsuchender entlang der
Grenze zur Turkei. Der nationale Uberwachungsmechanismus hat 3.548 angebliche Pushbacks registriert, von denen
43.282 Personen betroffen waren, was einem Ruckgang um 75 % gegentber dem Vorjahr entspricht. Die bulgarischen
Behorden gaben an, 2024 die irreguldre Einreise von 52.534 Personen verhindert zu haben. Laut bulgarischem
Innenministerium handelt es sich dabei um irregulare Migranten, die vor der Einreise nach Bulgarien von sich aus
beschlossen hatten, umzukehren (BHC/ECRE 1.3.2025; vergleiche UNHCR 4.2025).

Quellen

? BHC/ECRE - Bulgarian Helsinki Committee (Autor), European Council on Refugees and Exiles (Herausgeber)
(1.3.2025): Country Report: Bulgaria; Update on 2024, https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2025/03/AIDA-
BG_2024-update.pdf, Zugriff 29.7.2025

? UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees (4.2025): Submission by the United Nations High
Commissioner for Refugees; For the Office of the High Commissioner for Human Rights' Compilation Report; Universal
Periodic Review: Fourth Cycle, 50th Session; Bulgaria,
https://www.ecoi.net/en/file/local/2127926/bulgaria_unhcr_submission_for_upr_50th_session.pdf, Zugriff 28.8.2025

Versorgung

Die Asylbehorde SAREF ist flr die Versorgung von Asylwerbern zustandig. Der Zugang zu Versorgung ist gesetzlich ab
dem Zeitpunkt der Registrierung als Asylwerber durch SAREF garantiert. Das Recht auf Versorgung gilt fur Asylwerber
in Dublin-, beschleunigten und ordentlichen Verfahren. Folgeantragsteller sind vom Zugang zu Unterbringungszentren,
Verpflegung und Sozialhilfe ausgeschlossen (mit Ausnahme von Vulnerablen). Die Registrierungskarte fur Asylwerber
ist eine unabdingbare Voraussetzung fir den Zugang zu den Rechten, die Asylwerbern wahrend des Asylverfahrens
zustehen (BHC/ECRE 1.3.2025).

Obwohl das Gesetz diesbezlglich keine ausdriicklichen Bestimmungen enthalt, werden mittellose Asylwerber im Falle
begrenzter Unterbringungskapazitdten vorrangig untergebracht. Die Unterbringung auBerhalb der Aufnahmezentren
in privaten Wohnungen ist zuldssig, jedoch nur wenn die Betroffenen erklaren, dafir selbst aufzukommen und auf ihr
Recht auf soziale und materielle Unterstitzung formell verzichten. In der Praxis gewahrt SAREF die Unterbringung und
die damit zusammenhangenden Leistungen allen Asylwerbern ohne ein férmliches Prufungsverfahren, auller bei
Dublin-Ruckkehrern im Hinblick auf deren Zugang zu Unterbringung und Verpflegung in den SAREF-Aufnahmezentren
(siehe Versorgung / Dublin-Ruckkehrer, Anm.) (BHC/ECRE 1.3.2025).0bwohl das Gesetz diesbeziglich keine
ausdricklichen Bestimmungen enthalt, werden mittellose Asylwerber im Falle begrenzter Unterbringungskapazitaten
vorrangig untergebracht. Die Unterbringung aulRerhalb der Aufnahmezentren in privaten Wohnungen ist zuldssig,
jedoch nur wenn die Betroffenen erklaren, dafur selbst aufzukommen und auf ihr Recht auf soziale und materielle
Unterstutzung formell verzichten. In der Praxis gewahrt SAREF die Unterbringung und die damit zusammenhangenden
Leistungen allen Asylwerbern ohne ein férmliches Prifungsverfahren, auBer bei Dublin-Rickkehrern im Hinblick auf
deren Zugang zu Unterbringung und Verpflegung in den SAREF-Aufnahmezentren (siehe Versorgung / Dublin-
Ruckkehrer, Anmerkung (BHC/ECRE 1.3.2025).

Nach dem Gesetz umfassen die Aufnahmebedingungen fir Asylwerber: Unterbringung, Verpflegung, Sozialhilfe,
Krankenversicherung und Gesundheitsversorgung sowie psychologische Betreuung. Diese Rechte kdnnen jedoch nur
von Asylwerbern in Anspruch genommen werden, die in den Aufnahmezentren untergebracht sind. Asylwerber, die
sich entweder entschieden haben, auRerhalb der Aufnahmezentren zu leben, oder denen die Unterbringung, aus
welchen Grunden auch immer, verweigert wird, haben keinen Zugang zu Verpflegung oder psychologischer Betreuung,
sondern lediglich zu medizinischer Grundversorgung. Anfang 2015 stellte SAREF die monatliche finanzielle
Unterstutzung fur Asylwerber in Aufnahmezentren ein, da sie dort mit Mahlzeiten versorgt werden (BHC/ECRE
1.3.2025).



In offenen Zentren von SAREF untergebracht sind (Stand 22.8.2025) 464 Personen mit offenen Verfahren; in
geschlossenen Zentren der Direktion Migration 212 Personen mit offenen Verfahren (jeweils in der Mehrheit Syrer) (VB
Sofia 1.9.2025).

Der Zugang zum Arbeitsmarkt ist ab einem Zeitpunkt drei Monate nach Registrierung des Asylantrags garantiert.
SAREF bescheinigt hierfur die Dauer des Verfahrens und dass es noch lauft. Sobald die Genehmigung erteilt ist,
ermoglicht sie den Zugang zu allen Arten von Beschaftigung und Sozialleistungen, einschlieBlich der Unterstitzung bei
Arbeitslosigkeit. Nach dem Gesetz haben Asylwerber auch Zugang zu Berufsausbildung. Im Jahr 2024 erteilte SAREF
1.074 Arbeitsgenehmigungen an Asylwerber. Drei Asylwerber (und zehn Schutzberechtigte) fanden im Rahmen von
offiziellen Beschaftigungsprogrammen einen Job, die Gbrigen fanden auf eigene Initiative Arbeit. In der Praxis ist es flr
Asylwerber aufgrund der Sprachbarriere, der Rezession und der hohen Arbeitslosenquote immer noch schwierig,
einen Arbeitsplatz zu finden (BHC/ECRE 1.3.2025).

UNHCR und seine Partner fihren Grenzmonitoring sowie Monitoring von Aufnahme- und Haftanstalten durch, um
sicherzustellen, dass Asylwerber durch Informationen, Rechtsberatung und Unterstitzung Zugang zu fairen und
effizienten Verfahren erhalten (UNHCR 2.2025).

Quellen

? BHC/ECRE - Bulgarian Helsinki Committee (Autor), European Council on Refugees and Exiles (Herausgeber)
(1.3.2025): Country Report: Bulgaria; Update on 2024, https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2025/03/AIDA-
BG_2024-update.pdf, Zugriff 29.7.2025

? UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees (2.2025): Bulgaria Fact Sheet - February 2025,
https://www.unhcr.org/sites/default/files/2025-03/bi-annual-fact-sheet-2025-02-bulgaria.pdf, Zugriff 27.8.2025

? VB Sofia - Verbindungbeamter des BMI in Bulgarien [Osterreich] (1.9.2025): Auskunft des VB-Bliros
Unterbringung

Bulgarien verfligt (Stand Ende 2024) Uber vier Unterbringungszentren in Sofia (Ovcha Kupel, Vrazhdebna und Voenna
Rampa), Banya, Pastrogor und Harmanli, die von der Asylbehérde (SAREF) verwaltet werden. Diese verfugen Uber eine
gemeinsame Kapazitat von 3.225 Platzen (BHC/ECRE 1.3.2025; vgl. VB Sofia 1.9.2025) und teilen sich folgendermaRen
auf (BHC/ECRE 1.3.2025):Bulgarien verfugt (Stand Ende 2024) tber vier Unterbringungszentren in Sofia (Ovcha Kupel,
Vrazhdebna und Voenna Rampa), Banya, Pastrogor und Harmanli, die von der Asylbehdrde (SAREF) verwaltet werden.
Diese verfligen Uber eine gemeinsame Kapazitat von 3.225 Platzen (BHC/ECRE 1.3.2025; vergleiche VB Sofia 1.9.2025)
und teilen sich folgendermaRen auf (BHC/ECRE 1.3.2025):

?  Sofia (bestehend aus: Vrazdebna, Ovcha Kupel und Voenna Rampa)
? Banya

? Harmanli

? Transitzentrum Pastrogor

Ovcha Kupel, Voenna Rampa und Harmanli verfigen zusatzlich Uber Schutzzonen fir unbegleitete Minderjahrige
(siehe Versorgung / Unbegleitete minderjahrige Asylwerber / Vulnerable, Anm.) (BHC/ECRE 1.3.2025).0vcha Kupel,
Voenna Rampa und Harmanli verfiigen zusatzlich Gber Schutzzonen fir unbegleitete Minderjahrige (siehe Versorgung /
Unbegleitete minderjahrige Asylwerber / Vulnerable, Anmerkung (BHC/ECRE 1.3.2025).

Aufgrund fehlender Mittel fur Instandhaltungsarbeiten sanken die Unterbringungskapazitaten 2024 auf 3.225 Platze.
Ende 2024 waren diese zu 49% belegt. Die Aufnahmezentren waren weiterhin mit anhaltenden Problemen im
Zusammenhang mit der Infrastruktur und den Lebensbedingungen konfrontiert, welche oft unter den
Mindeststandards lagen (BHC/ECRE 1.3.2025). Die Unterbringungsbedingungen werden weiterhin als prekar und unter
internationalen und EU-Standards beschrieben. Es gibt keine umfassende Methodik zur regelmaRigen Bewertung der
Angemessenheit der Aufnahmebedingungen, und die Feedback-Systeme sind begrenzt, was die Fahigkeit der
Regierung beeintrachtigt, Licken und Mangel bei den Dienstleistungen und Aufnahmebedingungen zu erkennen und
zu beheben (UNHCR 4.2025).

Alleinstehende Asylwerber werden gemeinsam mit anderen untergebracht, wobei die Bedingungen zwischen den
Zentren erheblich variieren. In einigen Unterkiinften werden Uberwiegend Menschen bestimmter Nationalitaten
untergebracht, z. B. in Vrazhdebna (Sofia) Uberwiegend Syrer und Iraker, in Voenna Rampa (Sofia) hauptsachlich
Afghanen und Pakistani. Wahrend andere Zentren mehrere Nationalitaten beherbergen, wie z. B. Harmanli, Banya und



Ovcha Kupel (Sofia) (BHC/ECRE 1.3.2025).

Ab dem 31. Januar 2025 tGbernahm das Innenministerium die Bewachung der SAREF-Aufnahmezentren, beginnend mit
denen in Sofia und Harmanli, um die Sicherheit der in den Aufnahmezentren untergebrachten Asylwerber zu
verbessern (BHC/ECRE 1.3.2025).

Quellen

? BHC/ECRE - Bulgarian Helsinki Committee (Autor), European Council on Refugees and Exiles (Herausgeber)
(1.3.2025): Country Report: Bulgaria; Update on 2024, https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2025/03/AIDA-
BG_2024-update.pdf, Zugriff 29.7.2025

? UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees (4.2025): Submission by the United Nations High
Commissioner for Refugees; For the Office of the High Commissioner for Human Rights' Compilation Report; Universal
Periodic Review: Fourth Cycle, 50th Session; Bulgaria,
https://www.ecoi.net/en/file/local/2127926/bulgaria_unhcr_submission_for_upr_50th_session.pdf, Zugriff 28.8.2025

? VB Sofia - Verbindungbeamter des BMI in Bulgarien [Osterreich] (1.9.2025): Auskunft des VB-Biiros
Medizinische Versorgung

Laut Gesetz umfassen die Aufnahmebedingungen flir Asylwerber auch Krankenversicherung und
Gesundheitsversorgung sowie psychologische Betreuung. Diese Rechte kdnnen jedoch nur von Asylwerbern in
Anspruch genommen werden, die in den Aufnahmezentren untergebracht sind. Asylwerber, die sich entweder
entschieden haben, aul3erhalb der Aufnahmezentren zu leben, oder denen die Unterbringung, aus welchen Griinden
auch immer, verweigert wird, haben damit auch keinen Zugang mehr zur medizinischen und psychologischen
Versorgung in den Zentren. Der Zugang zur medizinischen Grundversorgung ist aber dennoch gewahrleistet, da die
Krankenversicherung fur alle Asylwerber grundsatzlich aus dem Staatshaushalt finanziert wird, unabhangig von ihrem
Wohnort. In der Praxis haben Asylwerber beim Zugang zu medizinischer Versorgung die gleichen Schwierigkeiten wie
bulgarische Staatsangehorige aufgrund des Zustands des nationalen Gesundheitssystems, welches materiell und
finanziell unterausgestattet ist. In dieser Situation sind spezielle Vorkehrungen fir Folteropfer und Personen mit
psychischen Problemen nicht verflgbar. Der Zugang von Asylwerbern zu nachfolgender und spezialisierter
medizinischer Behandlung ist weiterhin erschwert, da SAREF aufgrund knapper Haushaltsmittel die medizinischen
Kosten, die nicht von der nationalen Krankenkasse tibernommen werden, nicht decken kann. Diese Kosten, sowie die
Kosten fur verschreibungspflichtige Medikamente, Labortests oder andere medizinische Leistungen, die nicht im
Gesundheitspaket enthalten sind, sowie fir den Kauf von Babynahrung, Windeln und anderen Hygieneartikeln,
werden vom UNHCR, UNICEF und dem Roten Kreuz Gbernommen (BHC/ECRE 1.3.2025).

Die Unterbringungszentren sind mit Behandlungsraumen ausgestattet und bieten eine medizinische
Grundversorgung, deren Umfang von der Verfugbarkeit medizinischer Dienstleister am jeweiligen Standort abhangt.
Aufgrund des Mangels an Allgemeinmedizinern in Bulgarien erfolgt die medizinische Versorgung von Asylwerbern
hauptsachlich in den Unterbringungszentren in Sofia und Harmanli, entweder durch eigenes medizinisches Personal
oder durch Uberweisung an Notaufnahmen értlicher Krankenhduser. Im Rahmen eines AMIF-Projekts, das von der
Caritas in Zusammenarbeit mit UNICEF unterstitzt wird, wurde in Sofia eine neue mobile Ambulanz eingerichtet, mit
einer Krankenschwester, die Gesundheitsberatung und medizinische Grundversorgung anbietet, sowie einem
Krankenwagen fur den Transport von Patienten zu Gesundheitseinrichtungen. In den Ambulanzen der
Aufnahmezentren in Sofia und Harmanli wurden im Jahr 2024 insgesamt 18.189 Erstuntersuchungen und 7.038
ambulante Untersuchungen von vier Arzten, einem Rettungssanititer und vier Krankenschwestern durchgefiihrt
(BHC/ECRE 1.3.2025). Da sie die Behandlungsmaoglichkeiten in den Aufnahmezentren als unzureichend kritisieren,
sahen sich mehrere NGOs veranlasst, zusatzliche medizinische Hilfe anzubieten (AidK BB/matteo/ONAK NRW
29.1.2025).

Obwohl das Gesetz vorsieht, dass Asylwerber, anerkannte Fliichtlinge und Personen mit subsididrem Schutzstatus
unter denselben Bedingungen wie bulgarische Staatsangehorige Zugang zu Gesundheitsversorgung haben, wird die
medizinische Versorgung durch die fehlende Registrierung bei Allgemeindrzten, den Mangel an Dolmetschern sowie
fehlende finanzielle Mittel fiir den Kauf verschriebener Medikamente und die Ubernahme von Zuzahlungen
beeintrachtigt. Obwohl alle Asylwerber gemaR dem Asyl- und Flichtlingsgesetz Anspruch auf psychologische Hilfe
haben, gibt es keine formellen Verfahren, um sie systematisch zu identifizieren und zu unterstitzen. Darlber hinaus
gibt es keine spezialisierten Dienste fiir die Uberweisung, insbesondere auRerhalb der Hauptstadt Sofia. Das Gesetz



schreibt eine medizinische Eingangsuntersuchung fur Antragsteller vor, bei der zwar bestimmte besondere
medizinische Bedurfnisse festgestellt werden kdnnen, die jedoch méglicherweise nicht ausreicht, um bestimmte
vulnerable Antragsteller (z. B. Opfer von Trauma oder Menschenhandel) zu identifizieren (UNHCR 4.2025).

Bei einer Umfrage des UNHCR unter Asylwerbern und anerkannten Flichtlingen in Bulgarien wurde von
Schwierigkeiten berichtet, in den Aufnahmezentren einen Arzt zu finden und Zugang zu Spezialisten zu bekommen.
Bewohner von Unterbringungszentren winschten sich u. a., dass das Gesundheitspersonal aufmerksamer und
hilfsbereiter und die Gesundheitsdienste besser zuganglich und effizienter waren. Einige Umfrageteilnehmer
berichteten, dass sie trotz ihrer Bedurfnisse keinen Zugang zu einem Dermatologen oder Zahnarzt erhalten haben. Als
Grinde fur den fehlenden Zugang zu medizinischer Versorgung wurde u. a. das Fehlen eines Hausarztes, die
Reisekosten, fehlende Informationen und die Sprachbarriere genannt. Auch wurde genannt, dass der Hausarzt nicht
hilfsbereit war oder die Leistungen schlecht oder die medizinischen Einrichtungen nicht zufriedenstellend waren. Unter
den Asylwerbern und Fluchtlingen in den Aufnahmezentren war der Zugang zu verschriebenen Medikamenten ein
haufiges Problem. Von den befragten Asylwerbern und Flichtlingen aus Syrien u. a. Landern gaben 68 % an, keine
Krankenversicherung zu haben. Zu den Griinden fir das Fehlen einer Krankenversicherung gehérten, dass ein
Hausarzt nicht hilfreich war oder dass sie keinen Hausarzt haben (was auch ihren Zugang zu anderen
Gesundheitsdiensten einschrankt, da sie eine Uberweisung ihres Hausarztes fiir den Spezialisten benétigen), fehlende
Informationen Uber den Zugang zur Krankenversicherung, das Gefuhl der Diskriminierung und Sprachbarrieren. Zu
den allgemeinen Problemen beim Zugang zur Gesundheitsversorgung wurden genannt: kein zugewiesener Hausarzt,
Sprachbarrieren, Mangel an Medikamenten, Verweigerung des Personals, Schwierigkeiten bei der Fahrt zu
medizinischen Einrichtungen, mangelnde Hilfsbereitschaft des medizinischen Personals und fehlende Informationen
Uber die Gesundheitsversorgung. Einige Befragte verwiesen darauf, dass die Unterstltzung fur psychische Gesundheit
Uber bestimmte Einrichtungen wie INTEGRICO, NGOs oder eine Hotline verfligbar sei. Andere sagten, dass ihre Fragen
nach Unterstiitzung abgewiesen wurden (UNHCR 1.5.2024).

Die medizinische Versorgung fur Asylwerber umfasst u. a. den medizinischen Eingangstest bei Antragstellung, standige
arztliche Uberwachung, Bereitstellung medizinischer Nothilfe, Uberwachung des Hygienestatus usw. Medizinisches
Personal, bestehend aus einem Arzt und einer Krankenschwester, steht in den Unterkunftszentren zur Verfligung, die
von SAREF verwaltet werden. Die Sozialexperten von SAREF stehen ebenfalls zur Verfigung und erteilen alle relevanten
Informationen Uber die Gesundheitsversorgung, einschlieBlich der Bestellung eines Hausarztes und der Unterstutzung
in Fallen, in denen ein Krankenhausaufenthalt erforderlich ist. GemaR Gesetz haben Antragsteller Anspruch auf eine
Krankenversicherung, eine zugangliche medizinische Versorgung und eine kostenlose medizinische Versorgung wie fir
bulgarische Staatsburger (EUAA/SAREF 20.4.2023).

Das nationale Gesundheitspaket ist in der Regel knapp bemessen und sieht weder eine maligeschneiderte
medizinische oder psychologische Behandlung oder Unterstitzung noch die Behandlung vieler chronischer
Krankheiten oder chirurgische Eingriffe, Prothesen, Implantate oder andere notwendige Medikamente oder Hilfsmittel
vor. Daher mussen die Patienten diese auf eigene Kosten bezahlen (BHC/ECRE 1.3.2025). Der Zugang zu medizinischer
Versorgung gilt auch flr Folgeantragsteller (EUAA/SAREF 20.4.2023).

Wenn Asylwerber offiziell arbeiten, muss ihr Arbeitgeber die Krankenversicherungsbeitrage bezahlen (STDOK
18.4.2023).

MedCOl bearbeitet keine medizinischen Anfragen zu EU-Mitgliedsstaaten (EUAA MedCOI 19.2.2021).

Das bulgarische Gesundheitssystem basiert auf einer obligatorischen sozialen Krankenversicherung; die freiwillige
Krankenversicherung spielt eine eher marginale Rolle. Die Gesundheitsausgaben pro Kopf sind die Zweitniedrigsten
der EU (EOHSP 15.12.2023). Die groRRten Herausforderungen des bulgarischen Gesundheitswesens sind die ungleiche
Verteilung der Ressourcen im Gesundheitswesen, die unzureichende Notfallversorgung, der gravierende Mangel an
Pflegepersonal und hohe private Zuzahlungen (‘out-of-pocket'-Zahlungen) (BS 19.3.2024). Diese privaten Zuzahlungen
sind mit 34 % der gesamten Gesundheitsausgaben die héchsten in der EU und betreffen hauptsachlich die Ausgaben
far Arzneimittel (EOHSP 15.12.2023). Gemal3 bulgarischem Finanzministerium sind zwischen 500.000 und 600.000
Menschen in Bulgarien nicht krankenversichert, die Schatzungen gehen aber auseinander, weil viele, die keine
Krankenversicherungsbeitrage bezahlen, im Ausland leben (BS 19.3.2024).

Quellen

? AidK BB/matteo/ONAK NRW - Asyl in der Kirche Berlin-Brandenburg, matteo - Kirche und Asyl, Okumenisches
Netzwerk Asyl in der Kirche NRW (29.1.2025): Abgeschoben aus Deutschland nach Bulgarien: Systematische



Verelendung im Transitland kein Bett, kein Brot, keine Seife,
https://static1.squarespace.com/static/65e886f6d2860c67e0ca74fe/t/679b84d63ded8604afd46c26/1738245345315/Abgeschok
aus Deutschland nach Bulgarien_29 Januar 2025.pdf, Zugriff 26.8.2025

? BHC/ECRE - Bulgarian Helsinki Committee (Autor), European Council on Refugees and Exiles (Herausgeber)
(1.3.2025): Country Report: Bulgaria; Update on 2024, https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2025/03/AIDA-
BG_2024-update.pdf, Zugriff 29.7.2025

? BS - Bertelsmann Stiftung (19.3.2024): BTl 2024 Country Report Bulgaria,
https://www.ecoi.net/en/file/local/2105817/country_report_2024_BGR.pdf, Zugriff 27.8.2025

? EOHSP - European Observatory on Health Systems and Policies (15.12.2023): Bulgaria: Country Health Profile
2023, State of Health in the EU, https://www.ecoi.net/en/file/local/2107060/chp-bulgaria2023.pdf, Zugriff 24.7.2024

? EUAA/SAREF - European Union Agency for Asylum (Herausgeber), Staatliche Agentur fur Flichtlinge beim
Ministerrat (Autor) (20.4.2023): Information on procedural elements and rights of applicants subject to a Dublin
transfer to Bulgaria, https://euaa.europa.eu/sites/default/files/2023-04/factsheet_dublin_transfers_bg.pdf, Zugriff
22.8.2025

? EUAA MedCOl - Medical Country of Origin Information by EUAA (European Agency for Asylum) (19.2.2021):
Auskunft von EUAA MedCOlI

? STDOK - Staatendokumentation des Bundesamts fiir Fremdenwesen und Asyl [Osterreich] (18.4.2023): Protokoll
Study Visit Bulgarien 13.-15.3.2023

? UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees (4.2025): Submission by the United Nations High
Commissioner for Refugees; For the Office of the High Commissioner for Human Rights' Compilation Report; Universal
Periodic Review: Fourth Cycle, 50th Session; Bulgaria,
https://www.ecoi.net/en/file/local/2127926/bulgaria_unhcr_submission_for_upr_50th_session.pdf, Zugriff 28.8.2025

? UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees (1.5.2024): Voices of Refugees in Bulgaria; Age, Gender,
and Diversity (AGD); Participatory Assessment 2023, https://www.ecoi.net/en/file/local/2108435/PA-Adult-Report-2023-
Published.pdf, Zugriff 4.9.2025

Dublin-Rickkehrer

Wenn das Asylverfahren des Rickkehrers in Bulgarien noch lauft oder wieder aufgenommen werden kann, weil es
ohne inhaltliche Entscheidung eingestellt wurde, wird der Ruckkehrer generell in ein Zentrum der Asylbehérde SAREF
verlegt (BHC/ECRE 1.3.2025).

Im Falle von Dublin-Rickkehrern mit zuvor eingestellten Verfahren, ist allerdings der Zugang zu staatlich
bereitgestellter Versorgung und Unterbringung in Aufnahmezentren Berichten zufolge nur fur vulnerable Antragsteller
auch tatsachlich garantiert. Fir nicht vulnerable Dublin-Rickkehrer, sollen Verpflegung und Unterkunft von der
Verflgbarkeit von Aufnahmekapazitaten abhdngen und wenn kein Platz verflUgbar ist, muss Unterkunft und
Verpflegung demnach auf eigene Kosten besorgt werden. Im Jahr 2024 berichtete SAREF angeblich weiterhin einen
gravierenden Mangel an Kapazitaten fur nicht vulnerable Dublin-Rickkehrer (BHC/ECRE 1.3.2025). 2023 beauskunftete
SAREF jedoch im Zuge eines Study Visits in Bulgarien, angesprochen auf Berichte Uber Mangel an
Unterbringungskapazitaten fir nicht vulnerable Dublin-Rickkehrer, dass SAREF der Uberstellung von vornherein nicht
zustimmen wurde, wenn keine Unterbringungskapazitaten vorhanden waren (STDOK 18.4.2023).

Wenn der Dublin-Ruckkehrer inhaltlich abgelehnt wurde, und eine Zustellung der Entscheidung in Abwesenheit erfolgt
ist, wird er jedenfalls festgenommen und in ein geschlossenes Zentrum der Direktion Migration (MD) gebracht, welche
fur fremdenpolizeiliche Belange zustandig ist (STDOK 18.4.2023; vgl. BHC/ECRE 1.3.2025). SAREF informiert die MD
Uber die angeklndigte Ankunft eines Rlckkehrers mit einer in Abwesenheit zugestellten abschlieRend negativen
Entscheidung und bei Ankunft wird der Betreffende in Haft genommen (STDOK 18.4.2023). Werden solche Ruckkehrer
aus irgendeinem Grund nicht inhaftiert, haben sie aufgrund ihres irregularen Status in Bulgarien und des Fehlens
glltiger Aufenthalts- und/oder Ausweispapiere keinen Zugang zu den meisten grundlegenden offentlichen
Dienstleistungen und es drohen ihnen Obdachlosigkeit und Mittellosigkeit (BHC/ECRE 1.3.2025). Betroffene kénnen
einen neuen Asylantrag stellen, welcher als Folgeantrag gilt. Uber einen in der Haft gestellten Folgeantrag wird SAREF
informiert und prift dessen Zuldssigkeit. Wird der Antrag nicht zugelassen, bleibt der Ruckkehrer in Haft (STDOK
18.4.2023). Das bulgarische Asylgesetz (LAR) sieht grundsatzlich vor, dass auch im Falle einer Zulassung des
Folgeantrags der Folgeantragsteller kein Recht auf Versorgung hat, aul3er er ware vulnerabel (LAR, Art 29 (7)). Laut



hierzu eingeholter Auskunft von SAREF ist dies zwar generell korrekt, jedoch werden in der Praxis die meisten
Asylwerber, deren Folgeantrag zugelassen wurde, in Aufnahmezentren von SAREF untergebracht, da SAREF diese
besondere Personengruppe als vulnerabel betrachtet (SAREF 17.5.2023). Wenn der Dublin-Ruckkehrer inhaltlich
abgelehnt wurde, und eine Zustellung der Entscheidung in Abwesenheit erfolgt ist, wird er jedenfalls festgenommen
und in ein geschlossenes Zentrum der Direktion Migration (MD) gebracht, welche fur fremdenpolizeiliche Belange
zustandig ist (STDOK 18.4.2023; vergleiche BHC/ECRE 1.3.2025). SAREF informiert die MD Uber die angekindigte
Ankunft eines Ruckkehrers mit einer in Abwesenheit zugestellten abschlieBend negativen Entscheidung und bei
Ankunft wird der Betreffende in Haft genommen (STDOK 18.4.2023). Werden solche Rickkehrer aus irgendeinem
Grund nicht inhaftiert, haben sie aufgrund ihres irreguldren Status in Bulgarien und des Fehlens glltiger Aufenthalts-
und/oder Ausweispapiere keinen Zugang zu den meisten grundlegenden 6&ffentlichen Dienstleistungen und es drohen
ihnen Obdachlosigkeit und Mittellosigkeit (BHC/ECRE 1.3.2025). Betroffene kdnnen einen neuen Asylantrag stellen,
welcher als Folgeantrag gilt. Uber einen in der Haft gestellten Folgeantrag wird SAREF informiert und priift dessen
Zulassigkeit. Wird der Antrag nicht zugelassen, bleibt der Rickkehrer in Haft (STDOK 18.4.2023). Das bulgarische
Asylgesetz (LAR) sieht grundsatzlich vor, dass auch im Falle einer Zulassung des Folgeantrags der Folgeantragsteller
kein Recht auf Versorgung hat, auller er ware vulnerabel (LAR, Artikel 29, (7)). Laut hierzu eingeholter Auskunft von
SAREF ist dies zwar generell korrekt, jedoch werden in der Praxis die meisten Asylwerber, deren Folgeantrag
zugelassen wurde, in Aufnahmezentren von SAREF untergebracht, da SAREF diese besondere Personengruppe als
vulnerabel betrachtet (SAREF 17.5.2023).

Seit 2020 ist das ununterbrochene Recht auf medizinische Versorgung fur Asylwerber, deren Verfahren beendet und
dann wieder aufgenommen wurden, wie es bei Dublin-Ruckkehrern typischerweise der Fall ist, gesetzlich ausdricklich
festgeschrieben. In der Praxis dauert es einige Wochen, bis sie wieder Zugang zum Gesundheitssystem haben
(BHC/ECRE 1.3.2025). Angesprochen auf solche Berichte, beauskunftete SAREF im Jahr 2023, dass Rlckkehrer in so
einer Konstellation versichert sind wie bulgarische Burger und in einem offenen Unterbringungszentrum von SAREF
untergebracht werden und somit Zugang zu medizinischer Versorgung haben. Die Daten der Untergebrachten werden
einmal im Monat an die Krankenkasse geschickt. Das koénnte laut SAREF die Ursache der beschriebenen
Verzdgerungen sein (STDOK 18.4.2023).

Obwohl der Zugang zum nationalen Gesundheitssystem nach der Dublin-Riickkehr automatisch wiederhergestellt
wird, ist das nationale Gesundheitspaket in der Regel knapp bemessen und sieht weder eine mal3geschneiderte
medizinische oder psychologische Behandlung oder Unterstitzung noch die Behandlung vieler chronischer
Krankheiten oder chirurgische Eingriffe, Prothesen, Implantate oder andere notwendige Medikamente oder Hilfsmittel
vor. Daher muUssen die Patienten diese aus eigener Tasche bezahlen (BHC/ECRE 1.3.2025) (Zu medizinische Versorgung
allgemein siehe: Versorgung / Medizinische Versorgung, Anm.).

Quellen

? BHC/ECRE - Bulgarian Helsinki Committee (Autor), European Council on Refugees and Exiles (Herausgeber)
(1.3.2025): Country Report: Bulgaria; Update on 2024, https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2025/03/AIDA-
BG_2024-update.pdf, Zugriff 29.7.2025

? SAREF - Staatliche Agentur fur Flichtlinge beim Ministerrat (17.5.2023): Auskunft von SAREF [Asylbehdrde,
Bulgarien]

? STDOK - Staatendokumentation des Bundesamts fur Fremdenwesen und Asyl [Osterreich] (18.4.2023): Protokoll
Study Visit Bulgarien 13.-15.3.2023

Haft

Das Land verfligt Gber zwei Schubhaftzentren: Busmantsi (400 Platze) und Lyubimets (660 Platze) mit zusammen 1.060
Platzen (BHC/ECRE 1.3.2025; vgl. VB Sofia 1.9.2025). Diese unterstehen der Direktion Migration (MD), welche in
Bulgarien fur fremdenpolizeiliche Belange zustandig ist (STDOK 18.4.2023; vgl. VB Sofia 1.9.2025).Das Land verfugt
Uber zwei Schubhaftzentren: Busmantsi (400 Platze) und Lyubimets (660 Platze) mit zusammen 1.060 Platzen
(BHC/ECRE 1.3.2025; vergleiche VB Sofia 1.9.2025). Diese unterstehen der Direktion Migration (MD), welche in Bulgarien
fur fremdenpolizeiliche Belange zustandig ist (STDOK 18.4.2023; vergleiche VB Sofia 1.9.2025).

Die Asylbeh6rde SAREF verfligt zusatzlich Gber einen geschlossenen Bereich (closed reception ward) innerhalb es
Schubhaftzentrums Busmantsi, der einzigen Einrichtung, wo Asylwerber wdhrend ihres Verfahrens geschlossen
untergebracht werden kénnen (BHC/ECRE 1.3.2025).



Haft von Migranten zwischen Antragstellung und Registrierung des Asylantrags wird in Bulgarien systematisch
angewandt (BHC/ECRE 1.3.2025; vgl. USDOS 12.8.2025, UNHCR 4.2025). Die meisten Asylantrage in Bulgarien werden
aus der Haft gestellt. Eine Ausnahme von der Haft bilden offensichtlich unbegleitete Minderjahrige. Von insgesamt
12.250 im Jahr 2024 registrierten Antragstellern stellten 7.828 Personen ihren Antrag an der Grenze oder aus der Haft,
wahrend 50 % direkten Zugang zum Asylverfahren an der Grenze hatten, ohne inhaftiert zu werden. Es gibt eine
Anweisung des bulgarischen Geheimdienstes (SANS), niemanden vor einer Uberpriifung und der Durchfithrung aller
Sicherheitskontrollen in offene Aufnahmezentren zu Uberstellen (BHC/ECRE 1.3.2025). Alle illegalen Migranten (aulRer
den genannten Ausnahmen) werden bei Ankunft in Bulgarien zunachst fur 24 Stunden festgenommen, ihre (auch
biometrischen) Daten erfasst, sie Uber ihre Rechte informiert (Asyl, freiwillige Ruckkehr usw.) und die Rickkehr
angeordnet (STDOK 18.4.2023). Im Jahr 2024 gab es in Bulgarien insgesamt 9.208 Haftanordnungen. Schubhaft ist fur
maximal 18 Monate moglich (durchschnittliche Dauer 2024: sechs Tage) (BHC/ECRE 1.3.2025).Haft von Migranten
zwischen Antragstellung und Registrierung des Asylantrags wird in Bulgarien systematisch angewandt (BHC/ECRE
1.3.2025; vergleiche USDOS 12.8.2025, UNHCR 4.2025). Die meisten Asylantrage in Bulgarien werden aus der Haft
gestellt. Eine Ausnahme von der Haft bilden offensichtlich unbegleitete Minderjahrige. Von insgesamt 12.250 im Jahr
2024 registrierten Antragstellern stellten 7.828 Personen ihren Antrag an der Grenze oder aus der Haft, wahrend 50 %
direkten Zugang zum Asylverfahren an der Grenze hatten, ohne inhaftiert zu werden. Es gibt eine Anweisung des
bulgarischen Geheimdienstes (SANS), niemanden vor einer Uberprifung und der Durchfilhrung aller
Sicherheitskontrollen in offene Aufnahmezentren zu Uberstellen (BHC/ECRE 1.3.2025). Alle illegalen Migranten (aul3er
den genannten Ausnahmen) werden bei Ankunft in Bulgarien zunachst fur 24 Stunden festgenommen, ihre (auch
biometrischen) Daten erfasst, sie Uber ihre Rechte informiert (Asyl, freiwillige Rickkehr usw.) und die Ruckkehr
angeordnet (STDOK 18.4.2023). Im Jahr 2024 gab es in Bulgarien insgesamt 9.208 Haftanordnungen. Schubhaft ist fur
maximal 18 Monate méglich (durchschnittliche Dauer 2024: sechs Tage) (BHC/ECRE 1.3.2025).

UNHCR und seine Partner fihren u. a. Monitoring von Haftanstalten durch, um sicherzustellen, dass Asylwerber durch
Informationen, Rechtsberatung und Unterstitzung Zugang zu fairen und effizienten Verfahren erhalten. 7.828
Asylwerber wurden in Haft identifiziert und beim Zugang zu Verfahren unterstitzt (UNHCR 2.2025).

Im Jahr 2024 befanden sich 68 Asylwerber wahrend ihres Asylverfahrens in Haft, und zwar aus Grinden der
Identitatsfeststellung bzw. zum Schutz der &ffentlichen Sicherheit und Ordnung. Haft wahrend des Asylverfahrens
kann theoretisch die gesamte Dauer des Verfahrens umfassen (durchschnittliche Dauer 2024: 86 Tage) (BHC/ECRE
1.3.2025).

Quellen

? BHC/ECRE - Bulgarian Helsinki Committee (Autor), European Council on Refugees and Exiles (Herausgeber)
(1.3.2025): Country Report: Bulgaria; Update on 2024, https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2025/03/AIDA-
BG_2024-update.pdf, Zugriff 29.7.2025

? STDOK - Staatendokumentation des Bundesamts fur Fremdenwesen und Asyl [Osterreich] (18.4.2023): Protokoll
Study Visit Bulgarien 13.-15.3.2023

? UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees (4.2025): Submission by the United Nations High
Commissioner for Refugees; For the Office of the High Commissioner for Human Rights' Compilation Report; Universal
Periodic Review: Fourth Cycle, 50th Session; Bulgaria,
https://www.ecoi.net/en/file/local/2127926/bulgaria_unhcr_submission_for_upr_50th_session.pdf, Zugriff 28.8.2025

? UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees (2.2025): Bulgaria Fact Sheet - February 2025,
https://www.unhcr.org/sites/default/files/2025-03/bi-annual-fact-sheet-2025-02-bulgaria.pdf, Zugriff 27.8.2025

? USDOS - United States Department of State [USA] (12.8.2025): 2024 Country Reports on Human Rights Practices:
Bulgaria, https://www.ecoi.net/de/dokument/2128502.html, Zugriff 25.8.2025

? VB Sofia - Verbindungbeamter des BMI in Bulgarien [Osterreich] (1.9.2025): Auskunft des VB-Biiros”

Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl fihrte begrindend zusammengefasst aus, es ergebe sich aus dem
amtswegigen Ermittlungsverfahren, dass

Art. 18 Abs. 1 lit. b Dublin 1I-VO formell erfillt sei. Es sei davon auszugehen, dass die Anordnung der
Auf3erlandesbringung nicht zu einer Verletzung der Dublin [lI-VO, sowie von Art. 7 Grundrechtecharta,
beziehungsweise Art. 8 EMRK flihre und die Zurlckweisungsentscheidung daher unter diesen Aspekten zuldssig sei.
Ein von dem Beschwerdeflhrer im besonderen Mal3e substantiiertes, glaubhaftes Vorbringen betreffend das Vorliegen



besonderer, bescheinigter auBergewdhnlicher Umstande, die die Gefahr einer hier relevanten Verletzung des Art. 4
Grundrechtcharta, beziehungsweise von Art. 3 EMRK, im Falle einer Uberstellung ernstlich méglich erscheinen lassen
wirden, sei im Verfahren nicht hervorgekommen. Es habe sich daher kein zwingender Anlass fir die Ausibung des
Selbsteintrittsrechts des Art. 17 Abs. 1 Dublin 1lI-VO ergeben.Das Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl fuhrte
begrindend zusammengefasst aus, es ergebe sich aus dem amtswegigen Ermittlungsverfahren, dass , Artikel 18,
Absatz eins, Litera b, Dublin IlI-VO formell erfillt sei. Es sei davon auszugehen, dass die Anordnung der
AuBerlandesbringung nicht zu einer Verletzung der Dublin IlI-VO, sowie von Artikel 7, Grundrechtecharta,
beziehungsweise Artikel 8, EMRK fihre und die ZurlUckweisungsentscheidung daher unter diesen Aspekten zulassig
sei. Ein von dem Beschwerdefiihrer im besonderen MaRe substantiiertes, glaubhaftes Vorbringen betreffend das
Vorliegen besonderer, bescheinigter aullergewdhnlicher Umstande, die die Gefahr einer hier relevanten Verletzung
des Artikel 4, Grundrechtcharta, beziehungsweise von Artikel 3, EMRK, im Falle einer Uberstellung ernstlich méglich
erscheinen lassen wiirden, sei im Verfahren nicht hervorgekommen. Es habe sich daher kein zwingender Anlass fur die
AusUbung des Selbsteintrittsrechts des Artikel 17, Absatz eins, Dublin IlI-VO ergeben.

3. Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende Beschwerde verbunden mit einem Antrag auf Zuerkennung der
aufschiebenden Wirkung, in welcher insbesondere vorgebracht wird, dass der Beschwerdefihrer Gefahr laufe von
Bulgarien ohne Asylverfahren in die Tirkei abgeschoben zu werden. Das BFA hatte eine Einzelfallprifung durchfihren
mussen. Selbst aufgrund der ausdricklichen Zusicherung seitens der bulgarischen Behdrden, den BF zu Gbernehmen,
besteht die Gefahr nicht ordnungsgemal versorgt zu werden. Das BFA hatte zum Schluss gelangen sollen, dass eine
Abschiebung nach Bulgarien eine Verletzung der durch Art. 3 EMRK und Art. 4 GRC gewahrleisteten Rechte darstellen
wirde und somit zwingend das Selbsteintrittsrecht auszuliben sei. Das BFA hatte bei mangelfreiem
Ermittlungsverfahren und korrekter Beweiswirdigung sowie rechtlicher Beurteilung zur Einschatzung gelangen
mussen, dass gegenstandlicher Fall eine Anwendung der humanitaren Klausel des Art. 17 Dublin 1lI-VO und eine
Zustandigkeit Osterreichs erforderlich gemacht hitte.3. Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende
Beschwerde verbunden mit einem Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung, in welcher insbesondere
vorgebracht wird, dass der Beschwerdefiihrer Gefahr laufe von Bulgarien ohne Asylverfahren in die Turkei
abgeschoben zu werden. Das BFA hatte eine Einzelfallprufung durchfihren mdissen. Selbst aufgrund der
ausdricklichen Zusicherung seitens der bulgarischen Behdrden, den BF zu Ubernehmen, besteht die Gefahr nicht
ordnungsgemal versorgt zu werden. Das BFA hatte zum Schluss gelangen sollen, dass eine Abschiebung nach
Bulgarien eine Verletzung der durch Artikel 3, EMRK und Artikel 4, GRC gewahrleisteten Rechte darstellen wirde und
somit zwingend das Selbsteintrittsrecht auszutben sei. Das BFA hatte bei mangelfreiem Ermittlungsverfahren und
korrekter Beweiswurdigung sowie rechtlicher Beurteilung zur Einschatzung gelangen missen, dass gegenstandlicher
Fall eine Anwendung der humanitéren Klausel des Artikel 17, Dublin VO und eine Zustandigkeit Osterreichs
erforderlich gemacht hatte.

Aus den dargestellten Grinden hatte das BFA zum Schluss kommen mussen, dass aufgrund der besonderen
Umstande des Falles eine Abschiebung nach Bulgarien mit hoher Wahrscheinlichkeit eine Verletzung der durch Art. 3
und 8 EMRK bzw. Art. 4 GRC gewahrleisteten Rechte des BF darstelle. Aus den dargestellten Grinden hatte das BFA
zum Schluss kommen mussen, dass aufgrund der besonderen Umstande des Falles eine Abschiebung nach Bulgarien
mit hoher Wahrscheinlichkeit eine Verletzung der durch Artikel 3 und 8 EMRK bzw. Artikel 4, GRC gewahrleisteten
Rechte des BF darstelle.

Il.  Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Der entscheidungsrelevante Sachverhalt steht fest. Auf Grundlage der Beschwerde gegen den angefochtenen Bescheid
des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl, der Einsichtnahme in den bezughabenden Verwaltungsakt sowie der
Einsichtnahme in das Zentrale Melderegister und Strafregister des Beschwerdefiihrers werden folgende Feststellungen
getroffen und der Entscheidung zugrunde gelegt:

1.  Feststellungen:

Der Beschwerdefuhrer, ein afghanischer Staatsangehdriger, reiste unter Umgehung der Grenzkontrollen in das
dsterreichische Bundesgebiet ein und stellte am 06.02.2026 einen Antrag auf internationalen Schutz in Osterreich.

Eine EURODAC-Abfrage des Beschwerdeflihrers ergab eine Treffermeldung der Kategorie 2 zu Bulgarien (illegale
Einreise am 07.01.2026) und eine Treffermeldung der Kategorie 1 zu Bulgarien (Asylantragstellung am 23.01.2026).

Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl richtete am 24.02.2026 ein auf
Art. 18 Abs. 1 lit. b Dublin 1lI-VO gestutztes Wiederaufnahmegesuch an Bulgarien.Das Bundesamt fir Fremdenwesen



und Asyl richtete am 24.02.2026 ein auf , Artikel 18, Absatz eins, Litera b, Dublin IlII-VO gestitztes
Wiederaufnahmegesuch an Bulgarien.

Mit Schreiben vom 26.02.2026 stimmte Bulgarien dem Wiederaufnahmegesuch nach
Art. 18 Abs. 1 lit. b Dublin 1lI-VO zu.Mit Schreiben vom 26.02.2026 stimmte Bulgarien dem Wiederaufnahmegesuch
nach , Artikel 18, Absatz eins, Litera b, Dublin [ll-VO zu.

Konkrete, in der Person der beschwerdefiihrenden Partei gelegene Grinde, welche fiir die reale Gefahr des fehlenden
Schutzes vor Verfolgung im zustandigen Mitgliedstaat sprechen, liegen nicht vor.

Das Bundesverwaltungsgericht schliel3t sich den oben wiedergegebenen Feststellungen des angefochtenen Bescheides
zur Allgemeinsituation im Mitgliedstaat Bulgarien an.

Der Beschwerdefiihrer leidet weder an kérperlichen noch an psychischen Krankheiten, die einer Uberstellung nach
Bulgarien entgegenstehen wurden.

Der Beschwerdeflihrer weist keine Familienangehdrige im Bundesgebiet auf und es bestehen auch sonst keine
privaten, familidaren oder beruflichen Bindungen im Osterreichischen Bundesgebiet.

2. Beweiswurdigung:

Die festgestellten Tatsachen hinsichtlich der illegalen Einreise sowie der Asylantragstellung in Bulgarien ergeben sich
aus den Angaben des Beschwerdeflhrers im Rahmen seiner Einvernahme in Zusammenschau mit der vorliegenden
EURODAC-Treffermeldung sowie der Konsultation mit der bulgarischen Dublin-Behdrde.

Die Feststellung bezlglich der ausdriicklichen Zustimmung seitens Bulgarien ergibt sich aus dem durchgeflhrten
Konsultationsverfahren zwischen der dsterreichischen und der bulgarischen Dublin-Behérde.

Die Feststellungen zur Gesamtsituation des Asylwesens im zustdndigen Mitgliedstaat resultieren aus den durch
Quellen belegten Landerfeststellungen des angefochtenen Bescheides, welche auf alle entscheidungsrelevanten
Fragen eingehen. Diese zeigen ein Ubereinstimmendes, schlissiges Gesamtbild der Situation von Asylwerbern in
Bulgarien. Insbesondere werden auch die Rechte und Versorgungsleistungen, die ihnen in Bulgarien zukommen
(Unterkunft und zu medizinischer Versorgung) umfassend dargelegt. Es werden auch Feststellungen zur dortigen
Rechtslage und Vollzugspraxis von asyl- und fremdenrechtlichen Bestimmungen (darunter konkret auch im Hinblick
auf Ruckkehrer nach der Dublin-VO) samt dem jeweiligen Rechtsschutz im Rechtsmittelweg getroffen. Aus den oben
angefuihrten Landerinformationen ergeben sich keine ausreichend begriindeten Hinweise darauf, dass das bulgarische
Asylwesen grobe systemische Mangel aufweisen wirde. Individuelle, unmittelbare und vor allem hinreichend konkrete
Bedrohungen, welche den Landerberichten klar und substanziell widersprechen, wurden seitens des
Beschwerdeflhrers nicht dargelegt.

Konkrete in der Person des Beschwerdeflhrers gelegene Griinde, die fur die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor
Verfolgung in Bulgarien sprechen, liegen nicht vor.

Die Feststellung zum Gesundheitszustand des Beschwerdeflihrers ergeben sich aus seinen eigenen Angaben.
Diesbezlglich wurde kein Vorbringen erstattet, welches geeignet wdare, den Schutzbereich des Art. 3 EMRK zu
tangieren. Die Feststellung zum Gesundheitszustand des Beschwerdeflihrers ergeben sich aus seinen eigenen
Angaben. Diesbezuglich wurde kein Vorbringen erstattet, welches geeignet ware, den Schutzbereich des Artikel 3,
EMRK zu tangieren.

Die Feststellungen zum Privat- und Familienleben des Beschwerdefuhrers ergeben sich aus seinen eigenen Angaben,
sowie Einsicht in das zentrale Melderegister und den Grundversorgungsdaten.

3. Rechtliche Beurteilung:

GemaR &8 6 BVYWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Da weder im BFA-VG noch im AsylG 2005 eine
Senatsentscheidung vorgesehen ist, liegt gegenstandlich Einzelrichterzustandigkeit vor.Gemald Paragraph 6, BVwWGG
entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die
Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Da weder im BFA-VG noch im AsylG 2005 eine Senatsentscheidung
vorgesehen ist, liegt gegenstandlich Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. |
2013/33 idFBGBI. | 2013/122, geregelt (8 1 leg.cit). GemaR8 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in


https://www.jusline.at/gesetz/bvwgg/paragraf/6
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2013/33
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2013/122
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/58

Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG, BGBI.
rémisch eins 2013/33 in der Fassung BGBI. rémisch eins 2013/122, geregelt (Paragraph eins, leg.cit.). GemaR Paragraph
58, Absatz 2, VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Nach8& 17 VwWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, BGBI.
173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemafld anzuwenden, die die Behérde in
dem, dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.Nach Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemal? Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt 173 aus 1950,, und des
Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemafll anzuwenden, die die Behérde in
dem, dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

ZuA)
Die mafRgeblichen Bestimmungen des AsylG 2005 lauten:

.85 (1) Ein nicht gemal 88 4 oder 4a erledigter Antrag auf internationalen Schutz ist als unzuldssig zurlckzuweisen,
wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-Verordnung zur Prifung des Asylantrages oder des
Antrages auf internationalen Schutz zustandig ist. Mit der Zurlckweisungsentscheidung ist auch festzustellen, welcher
Staat zustandig ist. Eine Zurtickweisung des Antrages hat zu unterbleiben, wenn im Rahmen einer Prifung des § 9 Abs.
2 BFA-VG festgestellt wird, dass eine mit der Zurtckweisung verbundene Anordnung zur AuRRerlandesbringung zu einer
Verletzung von Art. 8 EMRK fuhren wirde. 8 5 (1) Ein nicht gemaR Paragraphen 4, oder 4a erledigter Antrag auf
internationalen Schutz ist als unzuldssig zurlckzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der
Dublin-Verordnung zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz zustandig ist. Mit der
Zuruckweisungsentscheidung ist auch festzustellen, welcher Staat zustandig ist. Eine Zurtckweisung des Antrages hat
zu unterbleiben, wenn im Rahmen einer Prifung des Paragraph 9, Absatz 2, BFA-VG festgestellt wird, dass eine mit der
Zurlckweisung verbundene Anordnung zur AuRerlandesbringung zu einer Verletzung von Artikel 8, EMRK fihren

wirde.

(3) Sofern nicht besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder
beim Bundesamt oder beim Bundesverwaltungsgericht offenkundig sind, die fiir die reale Gefahr des fehlenden
Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon auszugehen, dass der Asylwerber in einem Staat nach Abs. 1 Schutz vor
Verfolgung findet.” (3) Sofern nicht besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft
gemacht werden oder beim Bundesamt oder beim Bundesverwaltungsgericht offenkundig sind, die fir die reale
Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon auszugehen, dass der Asylwerber in einem Staat
nach Absatz eins, Schutz vor Verfolgung findet.”

,8 10 (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Rickkehrentscheidung oder einer Anordnung zur
AuBerlandesbringung gemal dem 8. Hauptstlick des FPG zu verbinden, wenn

1. der Antrag auf internationalen Schutz gemaR 88 4 oder 4a zurlickgewiesen wird,1. der Antrag auf internationalen
Schutz gemaR Paragraphen 4, oder 4a zuriickgewiesen wird,

2. der Antrag auf internationalen Schutz gemall 8 5 zurlckgewiesen wird2. der Antrag auf internationalen Schutz
gemal Paragraph 5, zurlckgewiesen wird,

und in den Fallen der Z 1 und 3 bis 5 von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemaR & 57 nicht erteilt wird.tind in den
Fallen der Ziffer eins und 3 bis 5 von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemaR Paragraph 57, nicht erteilt wird.”


https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/17
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1961_194_0/1961_194_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1950_173_0/1950_173_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1984_29_0/1984_29_0.pdf
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/9

Der mit "Schutz des Privat- und Familienlebens" betitelte § 9 Abs. 1 und 2 BFA-VG lautet:Der mit "Schutz des Privat- und
Familienlebens" betitelte Paragraph 9, Absatz eins und 2 BFA-VG lautet:

(1) Wird durch eine Ruckkehrentscheidung gemal3§ 52 FPG, eine Anordnung zur AulRerlandesbringung gemali§ 61
FPG, eine Ausweisung gemaR § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemal38 67 FPG in das Privat- oder Familienleben
des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zuldssig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2
EMRK genannten Ziele dringend geboten ist. (1) Wird durch eine Ruckkehrentscheidung gemald Paragraph 52, FPG,
eine Anordnung zur AuBerlandesbringung gemaR Paragraph 61, FPG, eine Ausweisung gemaf3 Paragraph 66, FPG oder
ein Aufenthaltsverbot gemal Paragraph 67, FPG in das Privat- oder Familienleben des Fremden eingegriffen, so ist die
Erlassung der Entscheidung zuldssig, wenn dies zur Erreichung der im Artikel 8, Absatz 2, EMRK genannten Ziele
dringend geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu bertcksichtigen:
(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Artikel 8, EMRK sind insbesondere zu

bertcksichtigen:

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war,
2. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens,
3. die Schutzwiurdigkeit des Privatlebens,

4. der Grad der Integration,

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,

7. VerstdoRBe gegen die Offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts,

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren,

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren uberlangen
Verzogerungen begrindet ist."

§ 61 FPG 2005 lautet: Paragraph 61, FPG 2005 lautet:
.8 61 (1) Das Bundesamt hat gegen einen Drittstaatsangehdrigen eine AulRerlandesbringung anzuordnen, wenn

1. dessen Antrag auf internationalen Schutz gemal3 88 4a oder 5 AsylG 2005 zuriickgewiesen wird oder nach jeder
weiteren, einer zurlUckweisenden Entscheidung gemal? 88 4a oder 5 AsylG 2005 folgenden, zurlickweisenden
Entscheidung gemalR 8§ 68 Abs. 1 AVG oder 1. dessen Antrag auf internationalen Schutz gemal3 Paragraphen 4 a, oder 5
AsylG 2005 zuruckgewiesen wird oder nach jeder weiteren, einer zurtickweisenden Entscheidung gemaR Paragraphen
4 a, oder 5 AsylG 2005 folgenden, zurtiickweisenden Entscheidung gemal Paragraph 68, Absatz eins, AVG oder

2. ..

(2) Eine Anordnung zur Aul3erlandesbringung hat zur Folge, dass eine Abschiebung des Drittstaatsangehdrigen in den
Zielstaat zulassig ist. Die Anordnung bleibt binnen 18 Monaten ab Ausreise des Drittstaatsangehdrigen aufrecht.

(3) Wenn die Durchfihrung der Anordnung zur AuBerlandesbringung aus Grinden, die in der Person des
Drittstaatsangehorigen liegen, eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen wiirde und diese nicht von Dauer sind, ist
die Durchfihrung fiur die notwendige Zeit aufzuschieben.(3) Wenn die Durchfihrung der Anordnung zur
AuBerlandesbringung aus Grunden, die in der Person des Drittstaatsangehdrigen liegen, eine Verletzung von Artikel 3,
EMRK darstellen wiirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfiihrung fur die notwendige Zeit aufzuschieben.

(4) Die Anordnung zur AulRerlandesbringung tritt auBer Kraft, wenn das Asylverfahren gemaR% 28 AsylG 2005
zugelassen wird.” (4) Die Anordnung zur Auferlandesbringung tritt aul3er Kraft, wenn das Asylverfahren gemaR
Paragraph 28, AsylG 2005 zugelassen wird.”

Die maf3geblichen Bestimmungen der Dublin I1I-VO lauten:
Art. 3 Abs. 1: Artikel 3, Absatz eins :,

.(1) Die Mitgliedstaaten prifen jeden Antrag auf internationalen Schutz, den ein Drittstaatsangehoriger oder
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Staatenloser im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats einschlieBlich an der Grenze oder in den Transitzonen stellt. Der
Antrag wird von einem einzigen Mitgliedstaat gepruft, der nach den Kriterien des Kapitels Ill als zustandiger Staat
bestimmt  wird.” (1) Die Mitgliedstaaten prifen jeden Antrag auf internationalen Schutz, den ein
Drittstaatsangehoriger oder Staatenloser im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats einschliel3lich an der Grenze oder in
den Transitzonen stellt. Der Antrag wird von einem einzigen Mitgliedstaat gepruift, der nach den Kriterien des Kapitels
réomisch drei als zustandiger Staat bestimmt wird.”

Art. 7 Abs. 1 und 2: Artikel 7, Absatz eins und 2 :

(1) Die Kriterien zur Bestimmung des zustandigen Mitgliedstaats finden in der in diesem Kapitel genannten Rangfolge

Anwendung.

(2) Bei der Bestimmung des nach den Kriterien dieses Kapitels zustandigen Mitgliedstaats wird von der Situation
ausgegangen, die zu dem Zeitpunkt gegeben ist, zu dem der Antragsteller seinen Antrag auf internationalen Schutz
zum ersten Mal in einem Mitgliedstaat stellt.”

Art. 13Artikel 13

A1) Wird auf der Grundlage von Beweismitteln oder Indizien gemal? den beiden in Artikel 22 Absatz 3 dieser
Verordnung genannten Verzeichnissen, einschliel3lich der Daten nach der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 festgestellt,
dass ein Antragsteller aus einem Drittstaat kommend die Land-, See- oder Luftgrenze eines Mitgliedstaats illegal
Uberschritten hat, so ist dieser Mitgliedstaat fur die Priufung des Antrags auf internationalen Schutz zustandig. Die
Zustandigkeit endet zwdlf Monate nach dem Tag des illegalen Grenzlbertritts. (1) Wird auf der Grundlage von
Beweismitteln oder Indizien gemaR den beiden in Artikel 22 Absatz 3 dieser Verordnung genannten Verzeichnissen,
einschlieBlich der Daten nach der Verordnung (EU) Nr. 603 aus 2013, festgestellt, dass ein Antragsteller aus einem
Drittstaat kommend die Land-, See- oder Luftgrenze eines Mitgliedstaats illegal Uberschritten hat, so ist dieser
Mitgliedstaat fur die Prufung des Antrags auf internationalen Schutz zustandig. Die Zustandigkeit endet zwdlf Monate
nach dem Tag des illegalen Grenzibertritts.

(2) Ist ein Mitgliedstaat nicht oder gemald Absatz 1 dieses Artikels nicht langer zustandig und wird auf der Grundlage
von Beweismitteln oder Indizien gemaf? den beiden in Artikel 22 Absatz 3 genannten Verzeichnissen festgestellt, dass
der Antragsteller — der illegal in die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten eingereist ist oder bei dem die Umstande der
Einreise nicht festgestellt werden kénnen — sich vor der Antragstellung wahrend eines ununterbrochenen Zeitraums
von mindestens funf Monaten in einem Mitgliedstaat aufgehalten hat, so ist dieser Mitgliedstaat fur die Prifung des
Antrags auf internationalen Schutz zustandig.

Hat sich der Antragsteller fir Zeitrdume von mindestens flinf Monaten in verschiedenen Mitgliedstaaten aufgehalten,
so ist der Mitgliedstaat, wo er sich zuletzt aufgehalten hat, fur die Prifung des Antrags auf internationalen Schutz

zustandig.”
Art. 16: Artikel 16 :,

.(1) Ist ein Antragsteller wegen Schwangerschaft, eines neugeborenen Kindes, schwerer Krankheit, ernsthafter
Behinderung oder hohen Alters auf die Unterstlitzung seines Kindes, eines seiner Geschwister oder eines Elternteils,
das/der sich rechtmafig in einem Mitgliedstaat aufhalt, angewiesen oder ist sein Kind, eines seiner Geschwister oder
ein Elternteil, das/der sich rechtmaRig in einem Mitgliedstaat aufhalt, auf die Unterstitzung des Antragstellers
angewiesen, so entscheiden die Mitgliedstaaten in der Regel, den Antragsteller und dieses Kind, dieses seiner
Geschwister oder Elternteil nicht zu trennen bzw. sie zusammenzufihren, sofern die familidre Bindung bereits im
Herkunftsland bestanden hat, das Kind, eines seiner Geschwister oder der Elternteil in der Lage ist, die abhangige
Person zu unterstitzen und die betroffenen Personen ihren Wunsch schriftlich kundgetan haben.

(2) Halt sich das Kind, eines seiner Geschwister oder ein Elternteil im Sinne des Absatzes 1 rechtmaRig in einem
anderen Mitgliedstaat als der Antragsteller auf, so ist der Mitgliedstaat, in dem sich das Kind, eines seiner Geschwister
oder ein Elternteil rechtmaBig aufhalt, zustandiger Mitgliedstaat, sofern der Gesundheitszustand des Antragstellers
diesen nicht langerfristig daran hindert, in diesen Mitgliedstaat zu reisen. In diesem Fall, ist der Mitgliedstaat, in dem
sich der Antragsteller aufhalt, zustandiger Mitgliedstaat. Dieser Mitgliedstaat kann nicht zum Gegenstand der
Verpflichtung gemacht werden, das Kind, eines seiner Geschwister oder ein Elternteil in sein Hoheitsgebiet zu

verbringen.



(3) Der Kommission wird die Befugnis Ubertragen gemaR Artikel 45 in Bezug auf die Elemente, die zur Beurteilung des
Abhangigkeitsverhaltnisses zu bertcksichtigen sind, in Bezug auf die Kriterien zur Feststellung des Bestehens einer
nachgewiesenen familidren Bindung, in Bezug

auf die Kriterien zur Beurteilung der Fahigkeit der betreffenden Person zur Sorge flr die abhangige Person und in
Bezug auf die Elemente, die zur Beurteilung einer langerfristigen Reiseunfahigkeit zu berucksichtigen sind, delegierte
Rechtsakte zu erlassen.

(4) Die Kommission legt im Wege von Durchfihrungsrechtsakten einheitliche Bedingungen fir Konsultationen und den
Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten fest. Diese Durchfuhrungsrechtsakte werden nach dem in Artikel
44 Absatz 2 genannten Prifverfahren erlassen.”

Art. 17: Artikel 17,

.(1) Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 kann jeder Mitgliedstaat beschlielen, einen bei ihm von einem
Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen gestellten Antrag auf internationalen Schutz zu prufen, auch wenn er nach
den in dieser Verordnung festgelegten Kriterien nicht fir die Prifung zustandig ist.

Der Mitgliedstaat, der gemaR diesem Absatz beschlieRt, einen Antrag auf internationalen Schutz zu prifen, wird
dadurch zum zustandigen Mitgliedstaat und Ubernimmt die mit dieser Zustandigkeit einhergehenden Verpflichtungen.
Er unterrichtet gegebenenfalls Uber das elektronische Kommunikationsnetz DubliNet, das gemal3 Artikel 18 der
Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 eingerichtet worden ist, den zuvor zustandigen Mitgliedstaat, den Mitgliedstaat, der ein
Verfahren zur Bestimmung des zustandigen Mitgliedstaats durchfiihrt, oder den Mitgliedstaat, an den ein Aufnahme-
oder Wiederaufnahmegesuch gerichtet wurde. Der Mitgliedstaat, der gemall diesem Absatz beschliel3t, einen Antrag
auf internationalen Schutz zu prifen, wird dadurch zum zustandigen Mitgliedstaat und Ubernimmt die mit dieser
Zustandigkeit einhergehenden Verpflichtungen. Er unterrichtet gegebenenfalls Uber das elektronische
Kommunikationsnetz DubliNet, das gemal3 Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 1560 aus 2003, eingerichtet worden ist,
den zuvor zustandigen Mitgliedstaat, den Mitgliedstaat, der ein Verfahren zur Bestimmung des zustandigen
Mitgliedstaats durchfihrt, oder den Mitgliedstaat, an den ein Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuch gerichtet

wurde.

Der Mitgliedstaat, der nach MaRgabe dieses Absatzes zustandig wird, teilt diese Tatsache unverziglich Uber Eurodac
nach Mal3gabe der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 mit, indem er den Zeitpunkt Uber die erfolgte Entscheidung zur
Prifung des Antrags anflgt. Der Mitgliedstaat, der nach MalRgabe dieses Absatzes zustandig wird, teilt diese Tatsache
unverziglich Gber Eurodac nach Mal3gabe der Verordnung (EU) Nr. 603 aus 2013, mit, indem er den Zeitpunkt Uber die
erfolgte Entscheidung zur Prifung des Antrags anfugt.

(2) Der Mitgliedstaat, in dem ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt worden ist und der das Verfahren zur
Bestimmung des zustandigen Mitgliedstaats durchfihrt, oder der zustandige Mitgliedstaat kann, bevor eine
Erstentscheidung in der Sache ergangen ist, jederzeit einen anderen Mitgliedstaat ersuchen, den Antragsteller
aufzunehmen, aus humanitaren Grinden, die sich insbesondere aus dem familiaren oder kulturellen Kontext ergeben,
um Personen jeder verwandtschaftlichen Beziehung zusammenzufiihren, auch wenn der andere Mitgliedstaat nach
den Kriterien in den Artikeln 8 bis 11 und 16 nicht zustandig ist. Die betroffenen Personen mussen dem schriftlich

zustimmen.

Das Aufnahmegesuch umfasst alle Unterlagen, Uber die der ersuchende Mitgliedstaat verfugt, um dem ersuchten
Mitgliedstaat die Beurteilung des Falles zu ermdglichen.

Der ersuchte Mitgliedstaat nimmt alle erforderlichen Uberpriifungen vor, um zu priifen, dass die angefiihrten
humanitaren Grinde vorliegen, und antwortet dem ersuchenden Mitgliedstaat Uber das elektronische
Kommunikationsnetz DubliNet, das gemaR Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 eingerichtet wurde, innerhalb
von zwei Monaten nach Eingang des Gesuchs. Eine Ablehnung des Gesuchs ist zu begrinden. Der ersuchte
Mitgliedstaat nimmt alle erforderlichen Uberpriifungen vor, um zu priifen, dass die angefiihrten humanitéren Griinde
vorliegen, und antwortet dem ersuchenden Mitgliedstaat Uber das elektronische Kommunikationsnetz DubliNet, das
gemal’ Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 1560 aus 2003, eingerichtet wurde, innerhalb von zwei Monaten nach
Eingang des Gesuchs. Eine Ablehnung des Gesuchs ist zu begriinden.

Gibt der ersuchte Mitgliedstaat dem Gesuch statt, so wird ihm die Zustandigkeit fur die Antragsprufung Ubertragen.”
Art. 18Artikel 18

.Der nach dieser Verordnung zustandige Mitgliedstaat ist verpflichtet:



a) einen Antragsteller, der in einem anderen Mitgliedstaat einen Antrag gestellt hat, nach Mal3gabe der Artikel 21, 22
und 29 aufzunehmen;

b) einen Antragsteller, der wahrend der Prufung seines Antrags in einem anderen Mitgliedstaat einen Antrag gestellt
hat oder der sich im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats ohne Aufenthaltstitel aufhalt, nach MaRgabe der
Artikel 23, 24, 25 und 29 wieder aufzunehmen;

c) einen Drittstaatsangehorigen oder einen Staatenlosen, der seinen Antrag wahrend der Antragsprifung
zuriickgezogen und in einem anderen Mitgliedstaat einen Antrag gestellt hat oder der sich ohne Aufenthaltstitel im
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats aufhalt, nach MaRRgabe der Artikel 23, 24, 25 und 29 wieder aufzunehmen;

d) einen Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen, dessen Antrag abgelehnt wurde und der in einem anderen
Mitgliedstaat einen Antrag gestellt hat oder der sich im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats ohne
Aufenthaltstitel aufhalt, nach MalRgabe der Artikel 23, 24, 25 und 29 wieder aufzunehmen.

(2) Der zustandige Mitgliedstaat priuft in allen dem Anwendungsbereich des Absatzes 1 Buchstaben a und b
unterliegenden Fallen den gestellten Antrag auf internationalen Schutz oder schliel3t seine Prifung ab.

Hat der zustandige Mitgliedstaat in den in den Anwendungsbereich von Absatz 1 Buchstabe c fallenden Féllen die
Prifung nicht fortgefuhrt, nachdem der Antragsteller den Antrag zurtickgezogen hat, bevor eine Entscheidung in der
Sache in erster Instanz ergangen ist, stellt dieser Mitgliedstaat sicher, dass der Antragsteller berechtigt ist, zu
beantragen, dass die Prifung seines Antrags abgeschlossen wird, oder einen neuen Antrag auf internationalen Schutz
zu stellen, der nicht als Folgeantrag im Sinne der Richtlinie 2013/32/EU behandelt wird. In diesen Fallen gewahrleisten
die Mitgliedstaaten, dass die Prufung des Antrags abgeschlossen wird. In den in den Anwendungsbereich des Absatzes
1 Buchstabe d fallenden Fallen, in denen der Antrag nur in erster Instanz abgelehnt worden ist, stellt der zustandige
Mitgliedstaat sicher, dass die betreffende Person die Moglichkeit hat oder hatte, einen wirksamen Rechtsbehelf gemaf}
Artikel 46 der Richtlinie 2013/32/EU einzulegen”

Art. 23Artikel 23

.(1) Ist ein Mitgliedstaat, in dem eine Person im Sinne des Artikels 18 Absatz 1 Buchstaben b, c oder d einen neuen
Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, der Auffassung, dass nach Artikel 20 Absatz 5 und Artikel 18 Absatz 1
Buchstaben b, c oder d ein anderer Mitgliedstaat fur die Prifung des Antrags zustandig ist, so kann er den anderen
Mitgliedstaat ersuchen, die Person wieder aufzunehmen.

(2) Ein Wiederaufnahmegesuch ist so bald wie mdglich, auf jeden Fall aber innerhalb von zwei Monaten nach der
Eurodac Treffermeldung im Sinne von Artikel 9 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 zu stellen. (2) Ein
Wiederaufnahmegesuch ist so bald wie moglich, auf jeden Fall aber innerhalb von zwei Monaten nach der Eurodac
Treffermeldung im Sinne von Artikel 9 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 603 aus 2013, zu stellen.

Stutzt sich das Wiederaufnahmegesuch auf andere Beweismittel als Angaben aus dem Eurodac-System, ist es
innerhalb von drei Monaten, nachdem der Antrag auf internationalen Schutz im Sinne von Artikel 20 Absatz 2 gestellt
wurde, an den ersuchten Mitgliedstaat zu richten.

(3) Erfolgt das Wiederaufnahmegesuch nicht innerhalb der in Absatz 2 festgesetzten Frist, so ist der Mitgliedstaat fur
die Prifung des Antrags auf internationalen Schutz zustandig, in dem der neue Antrag gestellt wurde.

(4) FUr ein Wiederaufnahmegesuch ist ein Standardformblatt zu verwenden, das Beweismittel oder Indizien im Sinne
der beiden Verzeichnisse nach Artikel 22 Absatz 3 und/oder sachdienliche Angaben aus der Erklarung der betroffenen
Person enthalten muss, anhand deren die Behdrden des ersuchten Mitgliedstaats prufen kénnen, ob ihr Staat auf
Grundlage der in dieser Verordnung festgelegten Kriterien zustandig ist.

Die Kommission legt im Wege von Durchfiihrungsrechtsakten einheitliche Bedingungen fiir die Erstellung und
Ubermittlung von Wiederaufnahmegesuchen fest. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden gemaR dem in Artikel 44
Absatz 2 gennanten Prufverfahren erlassen”

Art. 29 Artikel 29,

.(1) Die Uberstellung des Antragstellers oder einer anderen Person im Sinne von Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe c oder d
aus dem ersuchenden Mitgliedstaat in den zustandigen Mitgliedstaat erfolgt gemaR den innerstaatlichen
Rechtsvorschriften des ersuchenden Mitgliedstaats nach Abstimmung der beteiligten Mitgliedstaaten, sobald dies



praktisch moglich ist und spatestens innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach der Annahme des Aufnahme —
oder Wiederaufnahmegesuchs durch einen anderen Mitgliedstaat oder der endglltigen Entscheidung Uber einen
Rechtsbehelf oder eine Uberprifung, wenn diese geméaR Artikel 27 Absatz 3 aufschiebende Wirkung hat.

Wenn Uberstellungen in den zustindigen Mitgliedstaat in Form einer kontrollierten Ausreise oder in Begleitung
erfolgen, stellt der Mitgliedstaat sicher, dass sie in humaner Weise und unter uneingeschrankter Wahrung der
Grundrechte und der Menschenwtirde durchgefihrt werden.

Erforderlichenfalls stellt der ersuchende Mitgliedstaat dem Antragsteller ein Laissezpasser aus. Die Kommission
gestaltet im Wege von Durchfihrungsrechtsakten das Muster des Laissezpasser. Diese Durchfihrungsrechtsakte
werden gemaf dem in Artikel 44 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

Der zustandige Mitgliedstaat teilt dem ersuchenden Mitgliedstaat gegebenenfalls mit, dass die betreffende Person
eingetroffen ist oder dass sie nicht innerhalb der vorgegebenen Frist erschienen ist.

(2) Wird die Uberstellung nicht innerhalb der Frist von sechs Monaten durchgefiihrt, ist der zustdndige Mitgliedstaat
nicht mehr zur Aufnahme oder Wiederaufnahme der betreffenden Person verpflichtet und die Zustandigkeit geht auf
den ersuchenden Mitgliedstaat Uber. Diese Frist kann héchstens auf ein Jahr verlangert werden, wenn die Uberstellung
aufgrund der Inhaftierung der betreffenden Person nicht erfolgen konnte, oder hdchstens auf achtzehn Monate, wenn
die betreffende Person fllchtig ist.

(3) Wurde eine Person irrtimlich tiberstellt oder wird einem Rechtsbehelf gegen eine Uberstellungsentscheidung oder
der Uberpriifung einer Uberstellungentscheidung nach Vollzug der Uberstellung stattgegeben, nimmt der
Mitgliedstaat, der die Uberstellung durchgefiihrt hat, die Person unverziiglich wieder auf.

(4) Die Kommission legt im Wege von Durchfihrungsrechtsakten einheitliche Bedingungen fir Konsultationen und den
Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten, insbesondere fiir den Fall, dass Uberstellungen verschoben
werden oder nicht fristgerecht erfolgen, fiir Uberstellungen nach stillschweigender Annahme, fur Uberstellungen
Minderjéhriger oder abhangiger Personen und fir kontrollierte Uberstellungen fest. Diese Durchfiihrungsrechtsakte
werden gemaf’ dem in Artikel 44 Absatz 2 genannten Prufverfahren erlassen.”

Zur Frage der Unzustandigkeit Osterreichs fur die Durchfihrung des gegensténdlichen Asylverfahrens pflichtet das
Bundesverwaltungsgericht dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl bei, dass sich aus dem festgestellten
Sachverhalt die Zustandigkeit von Bulgarien ergibt.

Es war hierbei zudem eine Auseinandersetzung mit der Frage erforderlich, auf welcher Bestimmung die Zustandigkeit
des ersuchten Mitgliedstaates beruht (VfGH 27.6.2012,

U 462/12); dies freilich, sofern maR3geblich, unter Berlcksichtigung der Urteile des Gerichtshofes der Europaischen
Union vom 10.12.2013 in der Rechtssache C-394/12; Shamso Abdullahi/Osterreich und vom 07.06.2016 in der
Rechtssache C-63/15; Mehrdad Ghezelbash/Niederlande. Es war hierbei zudem eine Auseinandersetzung mit der Frage
erforderlich, auf welcher Bestimmung die Zustandigkeit des ersuchten Mitgliedstaates beruht (VfGH 27.6.2012, , U
462/12); dies freilich, sofern maf3geblich, unter Berucksichtigung der Urteile des Gerichtshofes der Europdischen Union
vom 10.12.2013 in der Rechtssache C-394/12; Shamso Abdullahi/Osterreich und vom 07.06.2016 in der Rechtssache C-
63/15; Mehrdad Ghezelbash/Niederlande.

Der EuGH sprach in seinem Urteil vom 10.12.2013, C-394/12, Shamso Abdullahi/Osterreich

Rz 60, aus, dass in einem Fall, in dem ein Mitgliedstaat der Aufnahme eines Asylbewerbers nach Mal3gabe des in Art.
10 Abs. 1 Dublin 1I-VO festgelegten Kriteriums zugestimmt hat, der Asylbewerber der Heranziehung dieses Kriteriums
nur damit entgegentreten kann, dass er systemische Mangel des Asylverfahrens und der Aufnahmebedingungen fur
Asylbewerber in diesem Mitgliedstaat geltend macht, die ernsthafte und durch Tatsachen bestatigte Grinde fur die
Annahme darstellen, dass er tatsachlich Gefahr lauft, einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung im Sinne
von Art. 4 GRC ausgesetzt zu werden. Der EuGH sprach in seinem Urteil vom 10.12.2013, C-394/12, Shamso
Abdullahi/Osterreich , Rz 60, aus, dass in einem Fall, in dem ein Mitgliedstaat der Aufnahme eines Asylbewerbers nach
Malgabe des in Artikel 10, Absatz eins, Dublin 1I-VO festgelegten Kriteriums zugestimmt hat, der Asylbewerber der
Heranziehung dieses Kriteriums nur damit entgegentreten kann, dass er systemische Mangel des Asylverfahrens und
der Aufnahmebedingungen fiir Asylbewerber in diesem Mitgliedstaat geltend macht, die ernsthafte und durch
Tatsachen bestatigte Grunde fur die Annahme darstellen, dass er tatsachlich Gefahr lauft, einer unmenschlichen oder
erniedrigenden Behandlung im Sinne von Artikel 4, GRC ausgesetzt zu werden.

Zudem hat der EuGH in seinem Urteil vom 07.06.2016, C-63/15, Gezelbash (GroRe Kammer), festgestellt, dass Art. 27



Abs. 1 Dublin llI-VO im Licht des 19. Erwagungsgrundes dieser Verordnung dahin auszulegen ist, dass [ ... ] ein
Asylbewerber im Rahmen eines Rechtsbehelfs gegen eine Entscheidung Gber seine Uberstellung die fehlerhafte
Anwendung eines in

Kapitel 11l dieser Verordnung festgelegten Zustandigkeitskriteriums [ ... ] geltend machen kann.Zudem hat der EuGH in
seinem Urteil vom 07.06.2016, C-63/15, Gezelbash (GroRRe Kammer), festgestellt, dass Artikel 27, Absatz eins, Dublin IlI-
VO im Licht des 19. Erwagungsgrundes dieser Verordnung dahin auszulegen ist, dass [ ... ] ein Asylbewerber im Rahmen
eines Rechtsbehelfs gegen eine Entscheidung (iber seine Uberstellung die fehlerhafte Anwendung eines in , Kapitel
réomisch drei dieser Verordnung festgelegten Zustandigkeitskriteriums [ ... ] geltend machen kann.

Damit im Einklang steht das Urteil des EuGH ebenfalls vom 07.06.2016, C-155/15, Karim (GroRBe Kammer), wonach ein
Asylbewerber im Rahmen eines Rechtsbehelfs gegen eine Entscheidung tiber seine Uberstellung einen VerstoR gegen
die Regelung des

Art. 19 Abs. 2 Unterabs. 2 der Verordnung geltend machen kann.Damit im Einklang steht das Urteil des EuGH ebenfalls
vom 07.06.2016, C-155/15, Karim (GroBe Kammer), wonach ein Asylbewerber im Rahmen eines Rechtsbehelfs gegen
eine Entscheidung Gber seine Uberstellung einen VerstoR gegen die Regelung des, Artikel 19, Absatz 2, Unterabs. 2 der
Verordnung geltend machen kann.

Die Verpflichtung Bulgariens zur Wiederaufnahme des Beschwerdefihrers ergibt sich aus der ausdrtcklichen
Zustimmung der bulgarischen Dublin-Behérde auf der Grundlage des

Art. 18 Abs. 1 lit b Dublin 1lI-VO. Mangel im Konsultationsverfahren sind in den gegenstandlichen Fallen nicht
hervorgekommen und wurden insbesondere alle von der

Dublin [1I-VO normierten Fristen eingehalten.Die Verpflichtung Bulgariens zur Wiederaufnahme des Beschwerdefiihrers
ergibt sich aus der ausdricklichen Zustimmung der bulgarischen Dublin-Behérde auf der Grundlage des , Artikel 18,
Absatz eins, Litera b, Dublin 1lI-VO. Mangel im Konsultationsverfahren sind in den gegenstandlichen Fallen nicht
hervorgekommen und wurden insbesondere alle von der, Dublin IlI-VO normierten Fristen eingehalten.

Auch aus Art. 16 (abhéngige Personen) und Art. 17 Abs. 2 Dublin 1lI-VO (humanitdre Klausel) ergibt sich keine
Zustandigkeit Osterreichs zur Priifung des Antrages des Beschwerdefiihrers. Auch aus Artikel 16, (abhangige Personen)
und Artikel 17, Absatz 2, Dublin 1lI-VO (humanitére Klausel) ergibt sich keine Zustandigkeit Osterreichs zur Priifung des
Antrages des Beschwerdeflhrers.

Nach der Rechtsprechung des VfGH (zB 17.06.2005, B 336/05; 15.10.2004, G 237/03) und des VwWGH (zB 23.01.2007,
2006/01/0949; 25.04.2006,2006/19/0673) ist aus innerstaatlichen verfassungsrechtlichen Grinden das
Selbsteintrittsrecht zwingend auszuliben, sofern die innerstaatliche Uberpriifung der Auswirkungen einer Uberstellung
ergeben sollte, dass Grundrechte des betreffenden Asylwerbers bedroht waren.

Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl hat von der Mdglichkeit der Ausiibung des Selbsteintrittsrechts nach Art.
17 Abs. 1 Dublin IlI-VO keinen Gebrauch gemacht. Es ist daher zu prufen, ob von diesem in dem gegenstandlichen
Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer Verletzung der EMRK oder der GRC zwingend Gebrauch zu machen
ware. Das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl hat von der Moglichkeit der Ausibung des Selbsteintrittsrechts
nach Artikel 17, Absatz eins, Dublin IlI-VO keinen Gebrauch gemacht. Es ist daher zu prufen, ob von diesem in dem
gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer Verletzung der EMRK oder der GRC zwingend
Gebrauch zu machen ware.

Gemald Art. 4 GRC bzw. Art. 3 EMRK darf niemand Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder
Behandlung unterworfen werden. GemalR Artikel 4, GRC bzw. Artikel 3, EMRK darf niemand Folter oder
unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden.

Die bloRBe Moglichkeit einer Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder
abgeschoben werden soll, genligt nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat als unzuldssig erscheinen zu lassen.
Wenn keine Gruppenverfolgung oder sonstige amtswegig zu berucksichtigenden notorischen Umstande grober
Menschenrechtsverletzungen in Mitgliedstaaten der EU in Bezug auf Art. 3 EMRK vorliegen (VWGH 27.09.2005,
2005/01/0313), bedarf es zur Glaubhaftmachung der genannten Bedrohung oder Gefahrdung konkreter, auf den
betreffenden Fremden bezogene Umstédnde, die gerade in seinem Fall eine solche Bedrohung oder Gefahrdung im Fall
seiner Abschiebung als wahrscheinlich erscheinen lassen (VwGH 09.05.2003, 98/18/0317; 26.11.1999, 96/21/0499; vgl.
auch 16.07.2003, 2003/01/0059). ,Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Griinde, die fur die reale
Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes im zustadndigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu
machen. Dazu wird es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum
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die Verbringung in den zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes,
insbesondere einer Verletzung von Art. 3 EMRK, nach sich ziehen kdnnte, und er die Asylbehdrden davon Uberzeugt,
dass der behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist.” (VwGH 23.01.2007, 2006/01/0949) . Die bloRe
Moglichkeit einer Artikel 3, EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben
werden soll, genlgt nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat als unzuldssig erscheinen zu lassen. Wenn keine
Gruppenverfolgung oder sonstige amtswegig zu berUcksichtigenden notorischen Umstande grober
Menschenrechtsverletzungen in Mitgliedstaaten der EU in Bezug auf Artikel 3, EMRK vorliegen (VwGH 27.09.2005,
2005/01/0313), bedarf es zur Glaubhaftmachung der genannten Bedrohung oder Gefahrdung konkreter, auf den
betreffenden Fremden bezogene Umstande, die gerade in seinem Fall eine solche Bedrohung oder Gefahrdung im Fall
seiner Abschiebung als wahrscheinlich erscheinen lassen (VwGH 09.05.2003, 98/18/0317; 26.11.1999, 96/21/0499;
vergleiche auch 16.07.2003, 2003/01/0059). ,Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Grinde, die
fur die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes im zustandigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und
glaubhaft zu machen. Dazu wird es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen
erstattet, warum die Verbringung in den zustandigen Mitgliedstaat gerade fUr ihn die reale Gefahr eines fehlenden
Verfolgungsschutzes, insbesondere einer Verletzung von Artikel 3, EMRK, nach sich ziehen kdnnte, und er die
Asylbehdrden davon Uberzeugt, dass der behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist.” (VwGH 23.01.2007,
2006/01/0949).

Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht (vgl. VWGH 17.02.1998,96/18/0379; EGMR
04.02.2005, 46827/99 und 46951/99, Mamatkulov und Askarov/Turkei Rz 71-77), eine geringe Anerkennungsquote,
eine mégliche Festnahme im Falle einer Uberstellung, ebenso eine allfallige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen
Standards des Art. 13 EMRK, sind fir sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten
Menschenrechtsverletzung darzutun. Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren
rechtlichen Sonderpositionen in einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen
Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen
wurde. Eine ausdriickliche Ubernahmeerkldrung des anderen Mitgliedstaates hat in die Abwégung einzuflieRen (VWGH
25.04.2006, 2006/19/0673; 31.05.2005, 2005/20/0025; 31.03.2005,2002/20/0582), ebenso weitere Zusicherungen der
europdischen Partnerstaaten Osterreichs (zur Bedeutung solcher Sachverhalte Filzwieser/Sprung, Dublin II-
Verordnung®, K13 zu Art. 19). Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht vergleiche
VWGH 17.02.1998, 96/18/0379; EGMR 04.02.2005, 46827/99 und 46951/99, Mamatkulov und Askarov/Turkei Rz 71-77),
eine geringe Anerkennungsquote, eine mégliche Festnahme im Falle einer Uberstellung, ebenso eine allfillige
Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des Artikel 13, EMRK, sind flr sich genommen nicht ausreichend,
die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten Menschenrechtsverletzung darzutun. Relevant ware dagegen etwa das
Vertreten von mit der GFK unvertretbaren rechtlichen Sonderpositionen in einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen
einer massiv rechtswidrigen Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der Asylantrag im zustandigen
Mitgliedstaat bereits abgewiesen wurde. Eine ausdriickliche Ubernahmeerkldrung des anderen Mitgliedstaates hat in
die Abwagung einzuflieBen (VWGH 25.04.2006, 2006/19/0673; 31.05.2005, 2005/20/0025; 31.03.2005,2002/20/0582),
ebenso weitere Zusicherungen der europdischen Partnerstaaten Osterreichs (zur Bedeutung solcher Sachverhalte
Filzwieser/Sprung, Dublin II-Verordnung?, K13 zu Artikel 19,).

Der EuGH sprach, wie bereits ausgefihrt, in seinem Urteil vom 10.12.2013, C-394/12, Shamso Abdullahi/Osterreich Rz
60, aus, dass in einem Fall, in dem ein Mitgliedstaat der Aufnahme eines Asylbewerbers nach MaRgabe des in Art. 10
Abs. 1 Dublin II-VO festgelegten Kriteriums zugestimmt hat, der Asylbewerber der Heranziehung dieses Kriteriums nur
damit entgegentreten kann, dass er systemische Mangel des Asylverfahrens und der Aufnahmebedingungen fur
Asylbewerber in diesem Mitgliedstaat geltend macht, welche ernsthafte und durch Tatsachen bestatigte Grinde fur die
Annahme darstellen, dass er tatsachlich Gefahr 1auft, einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung im Sinne
von Art. 4 GRC ausgesetzt zu werden. Der EuGH sprach, wie bereits ausgefuhrt, in seinem Urteil vom 10.12.2013, C-
394/12, Shamso Abdullahi/Osterreich Rz 60, aus, dass in einem Fall, in dem ein Mitgliedstaat der Aufnahme eines
Asylbewerbers nach Mal3gabe des in Artikel 10, Absatz eins, Dublin II-VO festgelegten Kriteriums zugestimmt hat, der
Asylbewerber der Heranziehung dieses Kriteriums nur damit entgegentreten kann, dass er systemische Mangel des
Asylverfahrens und der Aufnahmebedingungen flur Asylbewerber in diesem Mitgliedstaat geltend macht, welche
ernsthafte und durch Tatsachen bestatigte Grinde flr die Annahme darstellen, dass er tatsachlich Gefahr lauft, einer
unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung im Sinne von Artikel 4, GRC ausgesetzt zu werden.

Zudem hat der EUGH in seinem Urteil vom 07.06.2016, C-63/15, Gezelbash (GroRe Kammer), festgestellt, dass Art. 27
Abs. 1 Dublin-llI-VO im Licht des 19. Erwagungsgrundes dieser Verordnung dahin auszulegen ist, dass [..] ein
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Asylbewerber im Rahmen eines Rechtsbehelfs gegen eine Entscheidung iiber seine Uberstellung die fehlerhafte
Anwendung eines in Kapitel Il dieser Verordnung festgelegten Zustandigkeitskriteriums [...] geltend machen kann.
Zudem hat der EuGH in seinem Urteil vom 07.06.2016, C-63/15, Gezelbash (GrofRe Kammer), festgestellt, dass Artikel
27, Absatz eins, Dublin-1lI-VO im Licht des 19. Erwagungsgrundes dieser Verordnung dahin auszulegen ist, dass [...] ein
Asylbewerber im Rahmen eines Rechtsbehelfs gegen eine Entscheidung iber seine Uberstellung die fehlerhafte
Anwendung eines in Kapitel romisch drei dieser Verordnung festgelegten Zustandigkeitskriteriums [...] geltend machen
kann.

Mit der Frage, ab welchem Ausmald von festgestellten Mangeln im Asylsystem des zustandigen Mitgliedstaates der
Union ein Asylwerber von einem anderen Aufenthaltsstaat nicht mehr auf die Inanspruchnahme des Rechtsschutzes
durch die innerstaatlichen Gerichte im zustandigen Mitgliedstaat und letztlich den EGMR zur Wahrnehmung seiner
Rechte verwiesen werden darf, sondern vielmehr vom Aufenthaltsstaat zwingend das Selbsteintrittsrecht nach Art. 3
Abs. 2 Dublin 1I-VO auszuliben ist, hat sich der EuGH in seinem Urteil vom 21.12.2011, C-411/10 und C-493/10, N.S.
ua./Vereinigtes Konigreich, befasst und - ausgehend von der Rechtsprechung des EGMR in der Entscheidung vom
02.12.2008, 32733/08, K.R.S./Vereinigtes Konigreich, sowie deren Prazisierung mit der Entscheidung vom 21.01.2011
(GK), 30696/09, M.S.S./Belgien und Griechenland - ausdrlcklich ausgesprochen, dass nicht jede Verletzung eines
Grundrechtes durch den zustandigen Mitgliedstaat, sondern erst systemische Mangel im Asylverfahren und den
Aufnahmebedingungen fur Asylbewerber im zustandigen Mitgliedstaat die Austbung des Selbsteintrittsrechtes durch
den Aufenthaltsstaat gebieten. Mit der Frage, ab welchem Ausmal von festgestellten Mangeln im Asylsystem des
zustandigen Mitgliedstaates der Union ein Asylwerber von einem anderen Aufenthaltsstaat nicht mehr auf die
Inanspruchnahme des Rechtsschutzes durch die innerstaatlichen Gerichte im zustandigen Mitgliedstaat und letztlich
den EGMR zur Wahrnehmung seiner Rechte verwiesen werden darf, sondern vielmehr vom Aufenthaltsstaat zwingend
das Selbsteintrittsrecht nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin 1I-VO auszulben ist, hat sich der EuGH in seinem Urteil vom
21.12.2011, C-411/10 und C-493/10, N.S. ua./Vereinigtes Konigreich, befasst und - ausgehend von der Rechtsprechung
des EGMR in der Entscheidung vom 02.12.2008, 32733/08, K.R.S./Vereinigtes Konigreich, sowie deren Prazisierung mit
der Entscheidung vom 21.01.2011 (GK), 30696/09, M.S.S./Belgien und Griechenland - ausdricklich ausgesprochen,
dass nicht jede Verletzung eines Grundrechtes durch den zustandigen Mitgliedstaat, sondern erst systemische Mangel
im Asylverfahren und den Aufnahmebedingungen fir Asylbewerber im zustédndigen Mitgliedstaat die Austbung des
Selbsteintrittsrechtes durch den Aufenthaltsstaat gebieten.

Somit ist zum einen unionsrechtlich zu prifen, ob im zustandigen Mitgliedstaat systemische Mangel im Asylverfahren
und den Aufnahmebedingungen fur Asylwerber vorherrschen, und zum anderen aus verfassungsrechtlichen
Erwagungen, ob der beschwerdeflhrenden Partei im Falle der Zurlckweisung ihres Antrages auf internationalen
Schutz und ihrer AuRerlandesbringung gemald 88 5 AsylG 2005 und 61 FPG 2005 - unter Bezugnahme auf ihre
personliche Situation - in ihren Rechten gemaf Art. 3 und/oder Art. 8 EMRK verletzt werden wirde, wobei der Mal3stab
des "real risk" anzulegen ist. Somit ist zum einen unionsrechtlich zu prifen, ob im zustandigen Mitgliedstaat
systemische Mangel im Asylverfahren und den Aufnahmebedingungen fur Asylwerber vorherrschen, und zum anderen
aus verfassungsrechtlichen Erwagungen, ob der beschwerdefihrenden Partei im Falle der Zurlckweisung ihres
Antrages auf internationalen Schutz und ihrer AulRerlandesbringung gemal Paragraphen 5, AsylG 2005 und 61 FPG
2005 - unter Bezugnahme auf ihre persénliche Situation - in ihren Rechten gemaR Artikel 3, und/oder Artikel 8, EMRK
verletzt werden wirde, wobei der MaRstab des "real risk" anzulegen ist.

In diesem Zusammenhang fUhrte der Verwaltungsgerichtshof aus, dass ,mit

§ 5 Abs. 3 AsylG 2005 eine gesetzliche ,Beweisregel” geschaffen wurde, die es - im Hinblick auf die vom Rat der
Européischen Union vorgenommene normative Vergewisserung - grundsatzlich nicht notwendig macht, die Sicherheit
des Asylwerbers vor ,Verfolgung” im nach dem Dublin-System zustandigen Mitgliedstaat von Amts wegen in Zweifel zu
ziehen. Die damit aufgestellte Sicherheitsvermutung ist jedoch unter ndher bezeichneten Voraussetzungen
widerlegbar (vgl. das hg. Erkenntnis vom 8. September 2015,

Ra 2015/18/0113 bis 0120, mwN auf die bisherige hg. Rechtsprechung). Dieser Rechtsprechung ist zu entnehmen, dass
die Sicherheitsvermutung des 8 5 Abs. 3 AsylG 2005 nur durch eine schwerwiegende, die hohe Schwelle des Art. 3
EMRK bzw. Art. 4 GRC Ubersteigende allgemeine Anderung der Rechts- und Sachlage im zusténdigen Mitgliedstaat
widerlegt werden kann” (vgl. VwGH vom 20. Juni 2017, Ra 2016/01/0153-16, RZ 33, 35). In diesem Zusammenhang
fihrte der Verwaltungsgerichtshof aus, dass ,mit , Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 eine gesetzliche ,Beweisregel”
geschaffen wurde, die es - im Hinblick auf die vom Rat der Europdischen Union vorgenommene normative
Vergewisserung - grundsatzlich nicht notwendig macht, die Sicherheit des Asylwerbers vor ,Verfolgung” im nach dem
Dublin-System zustandigen Mitgliedstaat von Amts wegen in Zweifel zu ziehen. Die damit aufgestellte
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Sicherheitsvermutung ist jedoch unter naher bezeichneten Voraussetzungen widerlegbar vergleiche das hg. Erkenntnis
vom 8. September 2015, , Ra 2015/18/0113 bis 0120, mwN auf die bisherige hg. Rechtsprechung). Dieser
Rechtsprechung ist zu entnehmen, dass die Sicherheitsvermutung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 nur durch
eine schwerwiegende, die hohe Schwelle des Artikel 3, EMRK bzw. Artikel 4, GRC Ubersteigende allgemeine Anderung
der Rechts- und Sachlage im zustandigen Mitgliedstaat widerlegt werden kann” vergleiche VwGH vom 20. Juni 2017, Ra
2016/01/0153-16, RZ 33, 35).

Mit dem oben angefiihrten Erkenntnis hat der VwGH auch ausgefuhrt, ,dass die Sicherheitsvermutung des§ 5 Abs. 3
AsylG 2005 dann als erschiittert erachtet wird, wenn sich die Lage im anderen Mitgliedstaat durch den in jlingster Zeit
stattgefundenen massiven Zustrom von Asylwerbern geandert habe und infolgedessen fir den betroffenen Fremden
ein ,real risk” einer dem Art. 3 EMRK bzw. Art. 4 GRC widersprechenden Behandlung in diesem Mitgliedstaat besteht,
wofUr es aber Uber den - als notorisch anzusehenden - erhdhten Zustrom von Asylwerbern hinaus konkreter Hinweise
bedarf.”"Mit dem oben angeflhrten Erkenntnis hat der VWGH auch ausgefihrt, ,dass die Sicherheitsvermutung des
Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 dann als erschuttert erachtet wird, wenn sich die Lage im anderen Mitgliedstaat
durch den in jlingster Zeit stattgefundenen massiven Zustrom von Asylwerbern gedndert habe und infolgedessen fiir
den betroffenen Fremden ein ,real risk” einer dem Artikel 3, EMRK bzw. Artikel 4, GRC widersprechenden Behandlung
in diesem Mitgliedstaat besteht, wofiir es aber Uber den - als notorisch anzusehenden - erhdhten Zustrom von
Asylwerbern hinaus konkreter Hinweise bedarf.”

Schon vor dem Hintergrund der zitierten erstinstanzlichen Erwagungen kann nicht erkannt werden, dass im Hinblick
auf Asylwerber, die von Osterreich im Rahmen der Dublin 11-VO nach Bulgarien riickiiberstellt werden, aufgrund der
bulgarischen Rechtslage und/oder Vollzugspraxis systematische Verletzungen von Rechten gemafd der EMRK erfolgen
wirden, oder dass diesbezlglich eine maRgebliche Wahrscheinlichkeit im Sinne eines ,real risk” fir den Einzelnen
bestehen wirde.

Es ist kein konkretes Vorbringen erstattet worden, das geeignet ware, anzunehmen, dass der rechtliche und faktische
Standard der bulgarischen Asylverfahren eine Verletzung fundamentaler Menschenrechte erkennen lieRe.

Relevant waren im vorliegenden Fall bei einer Grobprifung erkennbare grundsatzliche schwerwiegende Defizite im
Asylverfahren des zustdndigen Mitgliedstaates (also etwa: grundsatzliche Ablehnung aller Asylantrage oder solcher
bestimmter Staatsangehdriger oder Angehdriger bestimmter Ethnien; kein Schutz vor Verfolgung "Dritter", kein
Rechtsmittelverfahren). Solche Mangel (die bei einem Mitgliedstaat der Europaischen Union nicht vorausgesetzt
werden kdnnen, sondern zunachst einmal mit einer aktuellen individualisierten Darlegung des Antragstellers plausibel
zu machen sind, dies im Sinne der Regelung des 8 5 Abs. 3 AsylG 2005) sind schon auf Basis der Feststellungen des
Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl nicht erkennbar. Relevant waren im vorliegenden Fall bei einer Grobprufung
erkennbare grundsatzliche schwerwiegende Defizite im Asylverfahren des zustdndigen Mitgliedstaates (also etwa:
grundsatzliche Ablehnung aller Asylantrage oder solcher bestimmter Staatsangehdriger oder Angehériger bestimmter
Ethnien; kein Schutz vor Verfolgung "Dritter", kein Rechtsmittelverfahren). Solche Mangel (die bei einem Mitgliedstaat
der Europaischen Union nicht vorausgesetzt werden kdnnen, sondern zundchst einmal mit einer aktuellen
individualisierten Darlegung des Antragstellers plausibel zu machen sind, dies im Sinne der Regelung des Paragraph 5,
Absatz 3, AsylG 2005) sind schon auf Basis der Feststellungen des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl nicht

erkennbar.

Wenn der Beschwerdefihrer vorbringt, ihm wirde im Falle der RuUcklberstellung nach Bulgarien eine
Kettenabschiebung drohen, ist dem entgegenzuhalten, dass dieses Vorbringen weder in den herangezogenen
Landerberichten Deckung findet, noch im Verfahren sonstige Hinweise diesbezliglich hervorgekommen sind. Eine
Schutzverweigerung seitens Bulgarien ist nicht zu erwarten, zumal der Wiederaufnahme des Beschwerdefiihrers
ausdrucklich zugestimmt wurde. Es gibt keine Anhaltspunkte dahingehend, dass Bulgarien das Non-Refoulement-
Gebot nicht beachten wirde. Hinweise darauf, dass der Beschwerdefihrer einem realen Risiko einer ungepruften
Kettenabschiebung ausgesetzt ware, liegen somit nicht vor.

Insgesamt wird daher ausdrucklich festgehalten, dass das nationale System flr internationalen Schutz in Bulgarien und
die nationale Gesetzgebung im Bereich des Asyls der Gesetzgebung der EU mit samtlichen Mindeststandards
entspricht und sich Bulgarien als

EU-Mitglied an die Asylpolitik und Asylgesetzgebung halt.Insgesamt wird daher ausdricklich festgehalten, dass das
nationale System fur internationalen Schutz in Bulgarien und die nationale Gesetzgebung im Bereich des Asyls der
Gesetzgebung der EU mit samtlichen Mindeststandards entspricht und sich Bulgarien als , EU-Mitglied an die
Asylpolitik und Asylgesetzgebung halt.
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Es ist nicht feststellbar, dass Bulgarien in Hinblick auf Asylwerber aus Afghanistan unzumutbare rechtliche

Sonderpositionen vertreten wirde.

Wenn der Beschwerdeflihrer vorbringt, in Bulgarien von der Polizei schlecht behandelt worden zu sein, bleibt
festzuhalten, dass Ubergriffe durch Sicherheitsorgane klar zu verurteilen sind. Es ist davon auszugehen, dass in
Bulgarien, einem Rechtsstaat und Mitglied der EU, der Rechtsweg beschritten werden kann und Asylwerber keinen
Ubergriffen (von welcher Seite auch immer) schutzlos ausgesetzt sind. Es ist grundsatzlich von der Schutzwilligkeit und
Schutzfahigkeit der bulgarischen Sicherheitsbehérden auszugehen auch vorauszusetzen, dass sich die dortigen
Sicherheitsbehorden an die Standards der EU halten. Das Beschwerdevorbringen in Bezug auf illegale Pushbacks ist im
gegenstandlichen Verfahren nicht von Relevanz, da der Beschwerdefihrer im Falle seiner geordneten
Rickuberstellung von Osterreich nach Bulgarien, dort an die bulgarischen Behérden tibergeben wird (bzw. wurde).

Den Landerfeststellungen ist zu entnehmen, dass Asylwerber grundsatzlich in allen Verfahren ein Recht auf
Versorgung haben. Vor der Ankunft der Dublin-Rickkehrer informiert SAREF die Grenzpolizei Uber die erwartete
Ankunft und gibt an, ob der Uberstellte in ein Aufnahmezentrum oder in eine Schubhafteinrichtung tberstellt werden
soll. Diese Entscheidung hangt davon ab, in welcher Phase sich das Asylverfahren des Dublin-Rickkehrers befindet
(BHC/ECRE 1.3.2025; vgl. STDOK 18.4.2023). Wenn das Asylverfahren des Rickkehrers in Bulgarien noch lauft - wie im
gegenstandlich Fall - wird dieser in ein Zentrum von SAREF verlegt (BHC/ECRE 1.3.2025). Im gegenstandlichen Fall hat
Bulgarien zudem der Wiederaufnahme des Beschwerdefihrers ausdricklich zugestimmt, sodass davon auszugehen
ist, dass die Unterbringungskapazitdten vorhanden sind und der Beschwerdeflhrer einen Unterbringungs- und
Versorgungsplatz erhalten und daher in Bulgarien in keine ausweglose Situation bzw. in keinen Zustand extremer Not
geraten wird. Den Landerfeststellungen ist zu entnehmen, dass Asylwerber grundsatzlich in allen Verfahren ein Recht
auf Versorgung haben. Vor der Ankunft der Dublin-Ruckkehrer informiert SAREF die Grenzpolizei Uber die erwartete
Ankunft und gibt an, ob der Uberstellte in ein Aufnahmezentrum oder in eine Schubhafteinrichtung tiberstellt werden
soll. Diese Entscheidung hangt davon ab, in welcher Phase sich das Asylverfahren des Dublin-Riickkehrers befindet
(BHC/ECRE 1.3.2025; vergleiche STDOK 18.4.2023). Wenn das Asylverfahren des Ruckkehrers in Bulgarien noch lauft -
wie im gegenstandlich Fall - wird dieser in ein Zentrum von SAREF verlegt (BHC/ECRE 1.3.2025). Im gegenstandlichen
Fall hat Bulgarien zudem der Wiederaufnahme des Beschwerdeflihrers ausdricklich zugestimmt, sodass davon
auszugehen ist, dass die Unterbringungskapazitditen vorhanden sind und der Beschwerdefihrer einen
Unterbringungs- und Versorgungsplatz erhalten und daher in Bulgarien in keine ausweglose Situation bzw. in keinen
Zustand extremer Not geraten wird.

Zu dem Vorbringen des Beschwerdefuhrers, dass die Versorgung in Bulgarien nicht gut gewesen sei, ist
entgegenzuhalten, dass es unerheblich ist, dass der Standard der bulgarischen Unterbringungseinrichtungen
moglicherweise nicht immer dem Osterreichischen entspricht, solange grundlegende Versorgungsgarantien und
menschenwurdige Bedingungen gewahrleistet sind. Das Gericht Ubersieht auch nicht, dass im bulgarischen Asylwesen
nach wie vor Verbesserungsbedarf besteht. Anhaltspunkte daflr, dass der Beschwerdefuhrer als Dublin-Ruckkehrer
keinen Zugang zum Asylverfahren und zu den fur Asylwerber vorgesehenen Versorgungsleistungen hatte, sind jedoch
nach dem oben Gesagten nicht vorhanden.

Wenn der Beschwerdefihrer vorbringt, lieber in Osterreich bleiben zu wollen, so ist auf den Hauptzweck der Dublin-
VO zu verweisen, wonach eine im Allgemeinen von individuellen Winschen der Asylwerber losgeléste
Zustandigkeitsregelung zu treffen ist. Es obliegt nicht dem Asylwerber, das Asylverfahren in einem Land seiner Wahl
durchzufihren, sondern gelten hierfur die Bestimmungen der Dublin 11I-VO, die im vorliegenden Fall eine Zustandigkeit
Bulgariens fur das Verfahren des Beschwerdefiihrers ergeben hat.

Insgesamt ergibt sich aus dem Parteivorbringen weder eine dem Beschwerdefiihrer in Bulgarien drohende
systemische noch eine individuelle Gefahr, welche fur die reale Gefahr einer Verletzung des Art. 3 EMRK sprechen
wirde, weshalb die Regelvermutung des

§ 5 Abs. 3 AsylG 2005 zur Anwendung kommt, wonach ein Asylwerber im zustandigen Mitgliedstaat Schutz vor
Verfolgung findet.Insgesamt ergibt sich aus dem Parteivorbringen weder eine dem Beschwerdefuhrer in Bulgarien
drohende systemische noch eine individuelle Gefahr, welche fur die reale Gefahr einer Verletzung des Artikel 3, EMRK
sprechen wirde, weshalb die Regelvermutung des , Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 zur Anwendung kommt, wonach
ein Asylwerber im zustéandigen Mitgliedstaat Schutz vor Verfolgung findet.

Beziglich des Gesundheitszustandes des Beschwerdeflihrers ist unbestritten, dass nach der allgemeinen
Rechtsprechung des EGMR zu Art. 3 EMRK und Krankheiten, die auch im vorliegenden Fall mafRgeblich ist, eine
Uberstellung nach Bulgarien nicht zuldssig ware, wenn durch die Uberstellung eine existenzbedrohende Situation
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drohen wirde. In einem solchen Fall ware das Selbsteintrittsrecht gemaR Dublin Il-VO zwingend auszulben.Bezlglich
des Gesundheitszustandes des Beschwerdeflihrers ist unbestritten, dass nach der allgemeinen Rechtsprechung des
EGMR zu Artikel 3, EMRK und Krankheiten, die auch im vorliegenden Fall maRgeblich ist, eine Uberstellung nach
Bulgarien nicht zuldssig ware, wenn durch die Uberstellung eine existenzbedrohende Situation drohen wiirde. In
einem solchen Fall ware das Selbsteintrittsrecht gemaf Dublin I1I-VO zwingend auszulben.

Nach der Rechtsprechung des EGMR, des VfGH sowie des VWGH zu Art. 3 EMRK im Zusammenhang mit der
Abschiebung von Kranken hat im Allgemeinen kein Fremder das Recht, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu
verbleiben, blof um dort medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren
Krankheit leidet oder selbstmordgefahrdet ist. Dass die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zuganglich
oder kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsatzlich Behandlungsmaoglichkeiten im Zielstaat bzw. in
einem bestimmten Teil desselben gibt. Nur bei Vorliegen aulRergewdhnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer
Verletzung von

Art. 3 EMRK. Solche wirden etwa vorliegen, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem
realen Risiko ausgesetzt werden wiirde, unter qualvollen Umstanden zu sterben. Bei der Ausweisung und Abschiebung
Fremder in einen Mitgliedstaat der Europdischen Union ist auch zu bertcksichtigen, dass dieser Mitgliedstaat zur
Umsetzung der Aufnahmerichtlinie verpflichtet ist. Nach Art. 15 dieser Richtlinie haben die Mitgliedstaaten dafur zu
sorgen, dass Asylwerber die erforderliche medizinische Versorgung, welche zumindest die Notversorgung und die
unbedingt erforderliche Behandlung von Krankheiten umfasst, erhalten bzw. dass Asylsuchende mit besonderen
Bedurfnissen die erforderliche medizinische oder sonstige Hilfe erlangen. Dennoch kdénnte der Transport
voriibergehend oder dauerhaft eine Verletzung des Art. 3 EMRK darstellen, etwa bei fortgeschrittener Schwangerschaft
oder der Erforderlichkeit eines ununterbrochenen stationdren Aufenthalts (EGMR 22.06.2010, 50068/08, Al-
Zawatia/Schweden; 27.05.2008 (GK), 26565/05, N./Vereinigtes Konigreich; 03.05.2007, 31246/06, Goncharova und
Alekseytsev/Schweden; 07.11.2006, 4701/05, Ayegh/Schweden; 04.07.2006, 24171/05, Karim/Schweden; 10.11.2005,
14492/03, Paramsothy/Niederlande; VfGH 21.09.2009, U 591/09; 06.03.2008,

B 2400/07; VwGH 31.03.2010,2008/01/0312; 23.09.2009, 2007/01/0515).Nach der Rechtsprechung des EGMR, des VfGH
sowie des VWGH zu Artikel 3, EMRK im Zusammenhang mit der Abschiebung von Kranken hat im Allgemeinen kein
Fremder das Recht, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, blof um dort medizinisch behandelt zu werden,
und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder selbstmordgefdhrdet ist. Dass die
Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es
grundsatzlich Behandlungsmadglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem bestimmten Teil desselben gibt. Nur bei Vorliegen
auBergewodhnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer Verletzung von , Artikel 3, EMRK. Solche wirden etwa
vorliegen, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem realen Risiko ausgesetzt werden
wirde, unter qualvollen Umstdnden zu sterben. Bei der Ausweisung und Abschiebung Fremder in einen Mitgliedstaat
der Europaischen Union ist auch zu bertcksichtigen, dass dieser Mitgliedstaat zur Umsetzung der Aufnahmerichtlinie
verpflichtet ist. Nach Artikel 15, dieser Richtlinie haben die Mitgliedstaaten dafir zu sorgen, dass Asylwerber die
erforderliche medizinische Versorgung, welche zumindest die Notversorgung und die unbedingt erforderliche
Behandlung von Krankheiten umfasst, erhalten bzw. dass Asylsuchende mit besonderen Bedirfnissen die
erforderliche medizinische oder sonstige Hilfe erlangen. Dennoch kénnte der Transport voribergehend oder
dauerhaft eine Verletzung des Artikel 3, EMRK darstellen, etwa bei fortgeschrittener Schwangerschaft oder der
Erforderlichkeit eines ununterbrochenen stationaren Aufenthalts (EGMR 22.06.2010, 50068/08, Al-Zawatia/Schweden;
27.05.2008 (GK), 26565/05, N./Vereinigtes Konigreich; 03.05.2007, 31246/06, Goncharova und Alekseytsev/Schweden;
07.11.2006, 4701/05, Ayegh/Schweden; 04.07.2006, 24171/05, Karim/Schweden; 10.11.2005, 14492/03,
Paramsothy/Niederlande; VfGH 21.09.2009, U 591/09; 06.03.2008, , B 2400/07; VwGH 31.03.2010,2008/01/0312;
23.09.2009, 2007/01/0515).

In seiner Entscheidung im Fall ,Paposhvili vs. Belgium” hat der EGMR am 13.12.2016 seine Rechtsprechung
dahingehend prazisiert, dass ein Betroffener auch tatsachlich Zugang zur notwendigen Behandlung haben muss und
auch die Kosten der Behandlung und Medikamente, das Bestehen eines sozialen und familiaren Netzwerks zu
berucksichtigen sind. ,AuBergewdhnliche Umstande” wirden bereits auch dann vorliegen, wenn stichhaltige Griinde
dargelegt wurden, dass eine schwer kranke Person mit einem realen Risiko konfrontiert wirde, wegen des Fehlens
angemessener Behandlung im Zielstaat oder des fehlenden Zugangs zu einer solchen Behandlung, einer ernsten,
raschen und unwiederbringlichen Verschlechterung ihres Gesundheitszustandes ausgesetzt zu sein, die zu intensivem
Leiden oder einer erheblichen Verkiirzung der Lebenserwartung fiihren wirde.

Der Beschwerdeflhrer ist gesund. Es ist insbesondere nicht anzunehmen, dass sich der Beschwerdefiihrer in
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dauernder stationdrer Behandlung befdnde oder auf Dauer nicht reisefahig ware. In Bulgarien ist der Zugang zur
Gesundheitsversorgung gesichert, weshalb davon auszugehen ist, dass der Beschwerdefihrer in Bulgarien
medizinische Behandlung erhalten wird, wenn er sie benétigt. Der BF rdumte selbst ein, er sei in Bulgarien vier Mal
behandelt worden wegen eines eitrigen Zahnes. Wenn er auch behauptet, die Behandlungen hatten nicht den
gewulnschten Erfolgt gebracht, ergibt sich aus dem Vorbringen dennoch die grundsatzliche gesundheitliche Versorgung
von Asylwerbern in Bulgarien.

Schlief3lich ist noch darauf hinzuweisen, dass die Fremdenpolizeibehdrde bei der Durchfihrung einer Abschiebung im
Fall von bekannten Erkrankungen des Fremden durch geeignete Malinahmen dem jeweiligen Gesundheitszustand
Rechnung zu tragen hat. Insbesondere erhalten kranke Personen eine entsprechende Menge der verordneten
Medikamente. Anlasslich einer Abschiebung werden von der Fremdenpolizeibehdrde auch der aktuelle
Gesundheitszustand und insbesondere die Transportfahigkeit beurteilt sowie gegebenenfalls bei gesundheitlichen
Problemen entsprechende MalRnahmen gesetzt.

Somit hat der Beschwerdeflhrer keine auf sich selbst bezogenen besonderen Griinde, welche fir eine reale Gefahr
einer Verletzung des Art. 3 EMRK sprechen wirden, dargetan, weshalb die Rechtsvermutung des § 5 Abs. 3 AsylG 2005
zur Anwendung kommt, wonach ein Asylwerber im zustandigen Mitgliedstaat Schutz vor Verfolgung findet.Somit hat
der Beschwerdefihrer keine auf sich selbst bezogenen besonderen Grunde, welche fur eine reale Gefahr einer
Verletzung des Artikel 3, EMRK sprechen wirden, dargetan, weshalb die Rechtsvermutung des Paragraph 5, Absatz 3,
AsylG 2005 zur Anwendung kommt, wonach ein Asylwerber im zustéandigen Mitgliedstaat Schutz vor Verfolgung findet.

Jedenfalls hat der Beschwerdeflihrer die Mdglichkeit, etwaige konkret drohende oder eingetretene Verletzungen in
seinen Rechten, etwa durch eine unmenschliche Behandlung im Sinn des Art. 3 EMRK, bei den zustandigen Behorden
in Bulgarien und letztlich beim Europaischen Gerichtshof fir Menschenrechte, insbesondere auch durch Beantragung
einer vorlaufigen MaBRnahme gemaR Art. 39 EGMR-VerfO, geltend zu machen Jedenfalls hat der Beschwerdefuhrer die
Moglichkeit, etwaige konkret drohende oder eingetretene Verletzungen in seinen Rechten, etwa durch eine
unmenschliche Behandlung im Sinn des Artikel 3, EMRK, bei den zustandigen Behdrden in Bulgarien und letztlich beim
Europaischen Gerichtshof fir Menschenrechte, insbesondere auch durch Beantragung einer vorlaufigen Malinahme
gemaR Artikel 39, EGMR-VerfO, geltend zu machen.

Mogliche Verletzung von Art. 7 GRC bzw. Art. 8 EMRK:M&gliche Verletzung von Artikel 7, GRC bzw. Artikel 8, EMRK:

Nach Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und
seines Briefverkehrs. Der Eingriff einer &ffentlichen Behorde in die Ausibung dieses Rechts ist gemal Art. 8 Abs. 2
EMRK nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MalRnahme darstellt, die in einer
demokratischen Gesellschaft fur die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl
des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der
Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. Nach Artikel 8, Absatz
eins, EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und seines
Briefverkehrs. Der Eingriff einer ¢ffentlichen Behdrde in die Ausibung dieses Rechts ist gemald Artikel 8, Absatz 2,
EMRK nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaBnahme darstellt, die in einer
demokratischen Gesellschaft fur die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl
des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der
Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.

Eine familiare Beziehung unter Erwachsenen fallt nach der standigen Rechtsprechung des EGMR nur dann unter den
Schutz des Familienlebens des Art 8 EMRK, wenn zusatzliche Merkmale der Abhangigkeit hinzutreten, die Uber die
Ublichen Bindungen hinausgehen (EGMR 20.12.2011, 6222/10, A.H. Khan, Rn 32; 12.1.2010, 47486/06, AW. Khan;
10.7.2003, 53441/99, Benhebba Rn 36). Auch auf die Beziehung zwischen Eltern und ihren erwachsenen Kindern
wendet die Rechtsprechung des EGMR regelmallig dieses Kriterium der zusatzlichen, Gber die Ublichen Bindungen
hinausgehenden Merkmale der Abhangigkeit, an.Eine familiare Beziehung unter Erwachsenen fallt nach der standigen
Rechtsprechung des EGMR nur dann unter den Schutz des Familienlebens des Artikel 8, EMRK, wenn zusatzliche
Merkmale der Abhangigkeit hinzutreten, die Uber die Ublichen Bindungen hinausgehen (EGMR 20.12.2011, 6222/10,
A.H. Khan, Rn 32; 12.1.2010, 47486/06, A.W. Khan; 10.7.2003, 53441/99, Benhebba Rn 36). Auch auf die Beziehung
zwischen Eltern und ihren erwachsenen Kindern wendet die Rechtsprechung des EGMR regelmaRig dieses Kriterium
der zusatzlichen, Uber die Ublichen Bindungen hinausgehenden Merkmale der Abhangigkeit, an.

Der Beschwerdefuhrer hat keine Familienangehdrigen im Bundesgebiet.
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Wahrend seines Aufenthaltes im Bundesgebiet in der Dauer von nur einigen Wochen kam der beschwerdefiihrenden
Partei nicht einmal eine vorlaufige Aufenthaltsberechtigung zu, es bestand - da das Verfahren nicht zugelassen war -
lediglich faktischer Abschiebeschutz. Zudem war der kurze Zeitraum gemessen an der Judikatur des EGMR und der
Gerichtshofe des 6ffentlichen Rechtes als kein ausreichend langer zu qualifizieren. Aus der Rechtsprechung des VwGH
ergibt sich, dass etwa ab einem zehnjdhrigen (dort: vorlaufig berechtigten) Aufenthalt im Regelfall die privaten
Interessen am Verbleib im Bundesgebiet die offentlichen Interessen Uberwiegen kdnnen (09.05.2003, 2002/18/0293).
Gleiches gilt fur einen siebenjahrigen Aufenthalt, wenn eine berufliche und soziale Verfestigung vorliegt (05.07.2005,
2004/21/0124).

Die privaten und familidren Interessen des Beschwerdefiihrers an einem Verbleib im Bundesgebiet haben nur sehr
geringes Gewicht und treten fallbezogen gegentber dem 6ffentlichen Interesse an der Einhaltung der die Einreise und
den Aufenthalt von Fremden regelnden Bestimmungen aus Sicht des Schutzes der 6ffentlichen Ordnung, dem nach
der Rechtsprechung des VWGH ein hoher Stellenwert zukommt, in den Hintergrund.

Gemal3 § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005iVm 8§ 61 Abs. 1 FPG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer
Anordnung zur AulBerlandesbringung gemafll dem 8. Hauptstick des FPG zu verbinden, wenn der Antrag auf
internationalen Schutz gemaf3 § 5 zurlickgewiesen wird und kein Fall der 88 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 vorliegt. Wie bereits
ausgefuhrt, stellt die Anordnung zu seiner AuBerlandesbringung keinen unzuldssigen Eingriff in das Recht des
Beschwerdefuhrers auf Achtung seines Privat- und Familienlebens dar, sodass die Anordnung gemall 8 9 BFA-VG
zulassig ist. Die Zulassigkeit der Abschiebung gemal 8 61 Abs. 2 FPG 2005 ist gegeben, da oben festgestellt wurde, dass
dadurch keine Verletzung von Art. 3 EMRK bewirkt wird, und auch sonst keinerlei Hinweise auf eine
Bedrohungssituation im Sinne des

§ 50 FPG 2005 vorliegen.GemaR Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005 in Verbindung mit Paragraph 61, Absatz
eins, FPG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Anordnung zur Aul3erlandesbringung
gemal dem 8. Hauptstick des FPG zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz gemal Paragraph 5,
zuriickgewiesen wird und kein Fall der Paragraphen 8, Absatz 3 a, oder 9 Absatz 2, vorliegt. Wie bereits ausgefuhrt,
stellt die Anordnung zu seiner AuBerlandesbringung keinen unzulassigen Eingriff in das Recht des Beschwerdefiihrers
auf Achtung seines Privat- und Familienlebens dar, sodass die Anordnung gemaf3 Paragraph 9, BFA-VG zuldssig ist. Die
Zulassigkeit der Abschiebung gemal Paragraph 61, Absatz 2, FPG 2005 ist gegeben, da oben festgestellt wurde, dass
dadurch keine Verletzung von Artikel 3, EMRK bewirkt wird, und auch sonst keinerlei Hinweise auf eine
Bedrohungssituation im Sinne des , Paragraph 50, FPG 2005 vorliegen.

Das Bundesverwaltungsgericht gelangt daher insgesamt zum Ergebnis, dass im vorliegenden Fall keine Verletzung von
Bestimmungen der GRC oder der EMRK zu beflirchten ist. Daher bestand auch keine Veranlassung, von dem in Art. 17
Abs. 1 Dublin l1I-VO vorgesehenen Selbsteintrittsrecht Gebrauch zu machen und eine inhaltliche Prifung des Antrages
auf internationalen Schutz vorzunehmen.Das Bundesverwaltungsgericht gelangt daher insgesamt zum Ergebnis, dass
im vorliegenden Fall keine Verletzung von Bestimmungen der GRC oder der EMRK zu befurchten ist. Daher bestand
auch keine Veranlassung, von dem in Artikel 17, Absatz eins, Dublin 11I-VO vorgesehenen Selbsteintrittsrecht Gebrauch
zu machen und eine inhaltliche Prifung des Antrages auf internationalen Schutz vorzunehmen.

Nach § 21 Abs. 6a und 7 BFA-VG konnte eine miindliche Verhandlung unterbleiben. Die mit dem FRAG 2015
eingeflihrte Regelung des Abs. 6a leg. cit. indiziert, dass im Zulassungsverfahren - auch in Zusammenschau mit der
Spezialnorm des § 21 Abs. 3 BFA-VG - grundsatzlich weitergehende Méglichkeiten der zuldssigen Abstandnahme von
der Durchfuhrung von Verhandlungen bestehen (in diesem Sinne auch VwGH 8.9.2015, Ra 2014/18/0157 bis 0159, vgl.
dazu auch die Entscheidung des VwGH vom 5.12.2017, Ra 2017/01/0392 bis 0394). Im vorliegenden Verfahren
erscheint der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart. Es ergaben sich keine Hinweise
auf die Notwendigkeit, den maRgeblichen Sachverhalt mit dem Beschwerdefiihrer zu erdrtern.Nach Paragraph 21,
Absatz 6 a und 7 BFA-VG konnte eine miindliche Verhandlung unterbleiben. Die mit dem FRAG 2015 eingefiihrte
Regelung des Absatz 6 a, leg. cit. indiziert, dass im Zulassungsverfahren - auch in Zusammenschau mit der Spezialnorm
des Paragraph 21, Absatz 3, BFA-VG - grundsatzlich weitergehende Mdoglichkeiten der zuldssigen Abstandnahme von
der Durchfihrung von Verhandlungen bestehen (in diesem Sinne auch VwGH 8.9.2015, Ra 2014/18/0157 bis 0159,
vergleiche dazu auch die Entscheidung des VwWGH vom 5.12.2017, Ra 2017/01/0392 bis 0394). Im vorliegenden
Verfahren erscheint der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart. Es ergaben sich
keine Hinweise auf die Notwendigkeit, den malRgeblichen Sachverhalt mit dem Beschwerdefiihrer zu erértern.
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Die Voraussetzungen fur die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung gemafR§ 17 BFA-VG lagen zu keinem Zeitpunkt
vor.Die Voraussetzungen fur die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung gemaf? Paragraph 17, BFA-VG lagen zu
keinem Zeitpunkt vor.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemalR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden. Nach
Art. 133 Abs. 4 Satz 1 B-VG idF BGBI. | 164/2013 ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulassig,
wenn sie von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das
Erkenntnis von der Rechtsprechung des VwGH abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu Iésende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des VWGH nicht einheitlich beantwortet wurde. Gemal Paragraph 25 a,
Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob
die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Nach Artikel 133,
Absatz 4, Satz 1 B-VG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 164 aus 2013, ist gegen ein Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche
Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des VWGH abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des VwWGH nicht einheitlich
beantwortet wurde.

Im vorliegenden Fall ist die Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der
Losung einer Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung abhangt. Die tragenden Elemente der Entscheidung liegen allein
in der Bewertung der Asyl- und Aufnahmesituation im Mitgliedsstaat, welche sich bereits aus den umfassenden und
aktuellen Feststellungen des angefochtenen Bescheides ergab, weiters im Gesundheitszustand der
beschwerdefihrenden Partei sowie in der Bewertung der Intensitat ihrer privaten und familidren Interessen und
demgemal’ in Tatbestandsfragen. Im vorliegenden Fall ist die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig,
weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung abhangt. Die tragenden
Elemente der Entscheidung liegen allein in der Bewertung der Asyl- und Aufnahmesituation im Mitgliedsstaat, welche
sich bereits aus den umfassenden und aktuellen Feststellungen des angefochtenen Bescheides ergab, weiters im
Gesundheitszustand der beschwerdefiihrenden Partei sowie in der Bewertung der Intensitdt ihrer privaten und
familidren Interessen und demgemal in Tatbestandsfragen.

Hinsichtlich der Einordnung des Sachverhaltes konnte sich das Bundesverwaltungsgericht insbesondere auf die
Rechtsprechung der Hochstgerichte und des EGMR bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stiitzen. Die mal3gebliche
Rechtsprechung wurde bei den rechtlichen Erwagungen wiedergegeben.

Schlagworte

AuBerlandesbringung medizinische Versorgung real risk Rechtsschutzstandard Versorgungslage
European Case Law Identifier (ECLI)

ECLI:AT:BVWG:2026:W240.2339498.1.00
Im RIS seit

24.04.2026
Zuletzt aktualisiert am

24.04.2026

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at

© 2026 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/17
https://www.jusline.at/gesetz/vwgg/paragraf/25a
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2013/164
https://www.bvwg.gv.at
file:///

	TE Bvwg Erkenntnis 2026/3/25 W240 2339498-1
	JUSLINE Entscheidung


